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Auf Grundlage des § 18 der Hauptsatzung der Stadt
Cottbus i. V. m. § 42 Abs. 4 GO LdBbg gebe ich mit 
nachfolgender Tagesordnung bekannt, dass die 42. Tagung
der Stadtverordnetenversammlung Cottbus in der
IV. Wahlperiode 

am Mittwoch, den 28.11.2007, um 14:00 Uhr,
im Sitzungssaal des Stadthauses Altmarkt 21,

stattfindet.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich
eingeladen.

Stand  21.11.2007

Tagesordnung
der 42. Tagung der Stadtverordnetenversammlung

in der IV. Wahlperiode am Mittwoch, den 28.11.2007
(Beginn 14:00 Uhr,

Sitzungssaal Stadthaus, Altmarkt 21)

I. Öffentl icher Tei l

1. Bestätigung der Tagesordnung

2. Fragestunde

3. Berichte und Informationen

3.1 Bericht des Oberbürgermeisters
Berichterstatter: Herr Szymanski

4. Beschlussvorlagen

4.1 OB-023/07 Beschluss über die Jahresrechnung 
2006 der Stadt Cottbus und die 
Entlastung des Oberbürgermeisters
(öffentlicher Teil)

4.2 OB-025/07 Fraktionszuwendungen aus
kommunalen Haushaltsmitteln – 
Fortführung des Grundsatzbeschlusses
OB-012-IV-02/03 vom 26.11.2003

4.3 OB-027/07 22. Aktualisierung des Beschlusses
OB-005-04/04 – Berufung von sach-
kundigen Einwohnerinnen/
Einwohnern und stellvertreten
den sachkundigen Einwohnerinnen/
Einwohnern zu beratenden 
Mitgliedern der Fachausschüsse
für die IV. Wahlperiode 
(Grundsatzbeschluss)

4.4 I-040/07 Haushaltssatzung und Haushaltsplan
der Stadt Cottbus für die
Haushaltsjahre 2008/2009 – 
Doppelhaushalt (Wiedervorlage aus
StVV Monat Oktober)

4.5 I-041/07 Fortschreibung des Mittelfristigen
Investitionsplanes (MIP) 2008/2009 –
2012 (Wiedervorlage aus StVV Monat
Oktober)

4.6 I-042/07 Fortschreibung des
Haushaltssicherungskonzeptes
Verwaltungshaushalt für die Jahre
2008 – 2012 im Rahmen des
Haushaltsplanes 2008/2009
(Wiedervorlage 
aus StVV Monat Oktober)

4.7 I-043/07 Fortschreibung des Haushalts-
sicherungskonzeptes Vermögens-
haushalt für die Jahre 2008 – 2012 im
Rahmen des Haushaltsplanes
2008/2009 
(Wiedervorlage aus StVV 
Monat Oktober)

4.8 I-045/07 Verwaltungsgebührensatzung der Stadt
Cottbus entsprechend Beschluss zum
HSK I 006/07

4.9 I-046/07 Wahl der Schiedsperson für die
Schiedsstelle Cottbus West

4.10 I-047/07 Beschluss über die Wirtschaftspläne 
der Eigenbetriebe der Stadt Cottbus
für das Jahr 2008

4.11 I-048/07 Beschluss über den Jahresabschluss
2006 des Eigenbetriebes Jugend-
kulturzentrum Glad-House
der Stadt Cottbus

4.12 I-049/07 Beschluss über den Jahresabschluss
2006 des Eigenbetriebes Grün- und
Parkanlagen der Stadt Cottbus
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4.13 II-017/07 2. Satzung zur Änderung der Satzung
der Stadt Cottbus über die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren  
(Straßenreinigungsgebührensatzung)

4.14 II-018/07 1. Änderung der Satzung über die auf
den Wochenmärkten der Stadt Cottbus
zu entrichtenden Marktstandsgebühren
(Marktgebührenordnung)

4.15 II-020/07 Abänderung des Beschlusses StVV II-
019-28/06 vom 31.05.2006 – Antrag
zum Austritt aus dem Trink- und
Abwasserzweckverband

4.16 II-021/07 1. Änderung der Satzung der Stadt
Cottbus über die Abwasserbeseitigung
und den Anschluss an die öffentliche
Abwasserbeseitigungseinrichtung und
ihre Benutzung im Gebiet der Stadt
Cottbus – Abwassersatzung i. V. mit
der 2. Änderung der allgemeinen
Bedingungen der Stadt Cottbus für
den Anschluss von Grundstücken an
die öffentlichen Abwasseranlagen
sowie die Einleitung von Abwasser
(Abwasserentsorgungsbedingungen –
AEB-A) und Entgeltliste für die
Abwasserbeseitigung ab 01.01.2008

4.17 III-015/07 Schulentwicklungsplan 2007 – 2012
4.18 III-016/07 Schulbezirkssatzung Grundschulen
4.19 IV-016/07 Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4

Nr. 3 BauGB Cottbus-Saspow -  Flur 
71, Flurstücke 156/9, 156/10, 156/14,
156/15, 156/16, 156/17, 156/44, 938
Aufstellungsbeschluss (Wiedervorlage
aus StVV Monat Juni und HA Monat
Oktober)

4.20 IV-017/07 Einzelsatzung der Stadt Cottbus über
die Erhebung von Beiträgen für
straßenbauliche Maßnahmen an der
Dorfstraße (Groß Gaglow) im Bereich

von der Chausseestraße bis zum
Pappelweg (Wiedervorlage aus StVV
Monat Oktober)

4.21 IV-083/07 Gewerbeflächenentwicklungskonzept
der Stadt Cottbus

4.22 IV-090/07 Beschluss zum Stadtumbauplan der
Stadt Cottbus (Wiedervorlage aus
StVV Monat Oktober)

dazu Antrag Überprüfung der Ziele des  Stadtum-
013/07 baus und der Stadtentwicklung

Antragsteller: Fraktion CDU/DSU
(Änderungsantrag/doppelseitiges
Austauschblatt vom 21.11.07)

4.23 IV-092/07 Entgeltordnung für die Nutzung
kommunaler Sporthallen und 
Sportfreianlagen (Wiedervorlage aus 
StVV Monat Oktober)

4.24 IV-105/07 Einzelsatzung der Stadt Cottbus über
die Erhebung von Beiträgen für 
straßenbaurechtliche Maßnahmen an 
der Heinrich-Heine-Straße

4.25 IV-106/07 Einzelsatzung der Stadt Cottbus über
die Erhebung von Beiträgen für
straßenbauliche Maßnahmen an der
Wilhelm-Nevoigt-Straße

4.26 IV-107/07 Einzelsatzung der Stadt Cottbus über
die Erhebung von Beiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen an der
Clara-Zetkin-Straße

4.27 IV-110/07 Einzelsatzung der Stadt Cottbus über
die Erhebung von Beiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen an der 
Grenzstraße/Sielower Grenzstraße in
dem Bereich von der Sielower
Chaussee bis zum Abzweig Cottbuser
Straße/Sielower Weg

4.28 IV-111/07 Bauleitplanverfahren Cottbus/Skadow
Wohngebiet „Am Graben“, Beschluss
zur öffentlichen Auslegung des
Bebauungsplanentwurfes sowie des
Entwurfes zur 2. Änderung des FNP

5. Anträge

5.1 013/07 Siehe Teil I, TOP 4.22
5.2 026/07 Schulmodellversuch Gymnasium

Antragsteller: Fraktionen FLC,
FDP, CDU/DSU

5.3 027/07 Schulmodellversuch Oberschule
Antragsteller: Fraktionen FLC,

FDP, CDU/DSU

II. Nichtöffentl icher Tei l

1. Grundstücksangelegenheiten

Es liegen keine Vorlagen vor.

2. Verträge / Anträge / Verbindlichkeiten /
Entscheidungen / Berichte

2.1 Bericht der Geschäftsführung der
LWG Lausitzer Wasser GmbH und Co.KG

2.2 OB-023/07 Beschluss über die Jahresrechnung
2006 der Stadt Cottbus und die
Entlastung des Oberbürgermeisters
(nichtöffentlicher Teil)

2.3 Information des Oberbürgermeisters
zur SWC GmbH

3. Personalangelegenheiten

Es liegen keine Vorlagen vor.

(Ende der Tagesordnung) 

Cottbus, den 22. 11. 2007 

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Öffentlicher Teil

Vorlagen-Nr. Sachverhalt Beschluss-Nr.

I-050/07 Aufhebung des I-050-41/07
Beschlusses I-025-19S/07 
zum Stellenplan
(mehrheitlich beschlossen)

I-035/07 Wahl einer Schiedsperson I-035-41/07
für die Schiedsstelle Cottbus-Ost
(einstimmig beschlossen)

I-044/07 Satzung über die Erhebung I-044-41/07
von Vergnügungssteuer in der Stadt
Cottbus (Vergnügungssteuersatzung)
(rückwirkende Inkraftsetzung)
(einstimmig beschlossen)

I-033/07 Satzung über die Erhebung I-033-41/07
von Vergnügungssteuer in der Stadt
Cottbus (Vergnügungssteuersatzung)
(Rechtskraft ab 01.01.08)
(einstimmig beschlossen)

II-014/07 2. Satzung zur Änderung II-014-41/07
der Satzung der Stadt Cottbus über die 
Straßenreinigung (Straßenreinigungs-
satzung) 
(einstimmig beschlossen)

II-015/07 2. Satzung zur Änderung II-015-41/07
der Satzung der Stadt Cottbus über die 
Abfallentsorgung  (Abfallentsorgungs-

satzung) der Stadt Cottbus
(einstimmig beschlossen)

II-016/07 2. Satzung zur Änderung II-016-41/07
der Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung
(Abfallgebührensatzung) der Stadt
Cottbus
(mehrheitlich beschlossen)

III-013/07 Übertragung des Betrie- III-013-41/07
bes Planetarium an
den Förderverein
(mehrheitlich beschlossen)

III-014/07 Fortsetzung der III-014-41/07
finanziellen Förderung des Festivals
des Osteuropäischen Filmes Cottbus 
2008 – 2012
(mehrheitlich beschlossen)

IV-069/07 Mitgliedschaft der Stadt IV-069-41/07
Cottbus in der Kommunalen
Arbeitsgemeinschaft „Klinger See“
(einstimmig beschlossen)

IV-084/07 Textbebauungsplan IV-084-41/07
Nr. W/50/72 Cottbus „Altes Straßen-
bahndepot“ Aufstellungsbeschluss
(mehrheitlich beschlossen)

IV-087/07 Einzelsatzung der Stadt IV-087-41/07
Cottbus über die Erhebung von Bei-
trägen für straßenbauliche Maßnahmen
an der Saarstraße in dem Abschnitt von 

der Clara-Zetkin-Straße bis zur Kolk-
witzer Straße
(mehrheitlich beschlossen)

IV-097/07 Satzung über Erlaubnisse IV-097-41/07
und Gebühren für Sondernutzungen an
öffentlichen Straßen in der Stadt
Cottbus (Sondernutzungssatzung)
(mehrheitlich beschlossen)

IV-099/07 Bebauungsplan IV-099-41/07
„TIP – Cottbus“ (W/49/73) für das
Gebiet des ehemaligen Flugplatzes
Cottbus-Nord – Aufstellungsbeschluss –
sowie Änderung des Flächennutzungs-
planes im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes – Änderungsbeschluss
(mehrheitlich beschlossen)

IV-101/07 Vertrag über die IV-101-41/97
Zusammenarbeit zwischen der Stadt
Cottbus und der Gemeinde Kolkwitz bei
der Entwicklung des Technologie- und
Industrieparks Cottbus (TIP – Cottbus)
(mehrheitlich beschlossen)

IV-102/07 Einzelsatzung der Stadt IV-102-41/07
Cottbus über die Erhebung von Beiträ-
gen für straßenbauliche Maßnahmen an
der Hans-Sachs-Straße
(mehrheitlich beschlossen)

IV-103/07 Einzelsatzung der Stadt IV-103-41/07
Cottbus über die Erhebung von Beiträ-

Amtliche Bekanntmachung

Beschlüsse der 41. Tagung der Stadtverordnetenversammlung Cottbus vom 24.10.2007
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gen für straßenbauliche Maßnahmen
an dem Geh- und Radweg
Ernst-Barlach-Straße
(mehrheitlich beschlossen)

Antrags-Nr.

024/07 Verwendung von A-024-41/07
Produkten aus Fairem Handel
in der Stadt Cottbus
(mehrheitlich angenommen)

Nichtöffentlicher Teil

Vorlagen-Nr. Sachverhalt Beschluss-Nr.
OB-024/07 Fortschreibung OB-024-41/07

Sanierung SWC / Stand  Anteilsver-
äußerung / verbindliche Gespräche
(mehrheitlich beschlossen)

I-036/07 Beschluss über die I-036-41/07
Verwendung des Jahresergebnisses 2006
der Carl-Thiem-Klinikum Cottbus
GmbH 
(mehrheitlich beschlossen)

IV-115/07 1. Änderung des IV-115-41/07
Bebauungsplanes Sielower Landstraße
Ost II im vereinfachten Verfahren nach
§ 13 BauGB – Änderungsbeschluss
(mehrheitlich beschlossen)

Cottbus, den 22.11.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister
der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung einer
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Mischwasserleitung DN 200 Stz – abschnittsweise
übergehend in DN 100 St - mit Zubehör und
Pumpstation verlaufend im Bereich westlich und süd-
lich des Objektes Gerhart-Hauptmann-Straße 09A in
der Gemarkung Sandow, die Mischwasserleitung DN
200 Stz mit Zubehör verlaufend im Bereich westlich
und südlich des Objektes Am Großen Spreewehr 07 
in der Gemarkung Sandow und die
Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend im Bereich östlich des Objektes Gerhart-
Hauptmann-Straße 08 zu der vorgenannten Leitung in
der Gemarkung Sandow.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsverord-
nung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) -
hat die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG, Berliner
Straße 19 - 21, 03046 Cottbus mit den Schreiben vom
14.06.2006 und vom 05.01.2007 bei der Unteren
Wasserbehörde der Stadt Cottbus für die Misch-
wasserleitung DN 200 Stz – abschnittsweise übergehend
in DN 100 St - mit Zubehör und Pumpstation verlaufend
im Bereich westlich und südlich des Objektes Gerhart-
Hauptmann-Straße 09A in der Gemarkung Sandow, die
Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend
im Bereich westlich und südlich des Objektes Am Großen
Spreewehr 07 in der Gemarkung Sandow und die
Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend
im Bereich östlich des Objektes Gerhart-Hauptmann-

Straße 08 zu der vorgenannten Leitung in der Gemarkung
Sandow die Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechts-
bescheinigung beantragt.

Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persön-
liche Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke
zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die
belasteten Grundstücke für den Betrieb, die
Instandsetzung und Erneuerung der Anlage zu betreten
und zu nutzen, Wasser in einer Leitung über die
Grundstücke zu führen und von dem Grundstücks-
eigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu verlangen, dass er
auf den Schutzstreifen keine Gebäude errichtet bzw.
errichten lässt oder sonstige Einwirkungen vornimmt, die
den ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb der Leitung
beeinträchtigen oder gefährden.

Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend
genannte Grundstücke:

• Gemarkung Sandow; Flur 86; Flurstücke 21, 33,
36, 37, 73

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 07.01.2008 bis 01.02.2008

bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5, 03046
Cottbus, Zimmer 461

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB88-
MWSand86 während der Dienstzeiten zur Einsicht öffent-
lich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfrei-
en Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem
Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entspre-
chenden Vermerk erteilt.

Cottbus, den 21.11.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister 
der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Einzelsatzung
der Stadt Cottbus 
über die Erhebung 
von Beiträgen für 

straßenbauliche Maßnahmen
an dem Geh- und Radweg

Ernst-Barlach-Straße 

Paragraphen

§   1 Allgemeines
§   2 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes
§   3 Anteil der Stadt Cottbus und der

Beitragspflichtigen am Aufwand

§   4 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes
§   5 Nutzungsfaktor für baulich oder gewerblich

nutzbare Grundstücke
§   6 Nutzungsfaktor für Grundstücksflächen mit

sonstiger Nutzung
§   7 Beitragssatz
§   8 Beitragspflichtige
§   9 Fälligkeit
§ 10 Inkrafttreten

Präambel

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat
in ihrer Tagung am 24.10.2007 aufgrund der §§ 5 und 35
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg
(Gemeindeordnung – GO) vom 10. Oktober 2001 (GVBl.
I S. 154) und den §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 31. März
2004 (GVBl. I S. 174) in der jeweils geltenden Fassung
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Allgemeines

Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung,
Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbesserung
der Beleuchtung an dem Geh- und Radweg Ernst-Barlach-
Straße erhebt die Stadt Cottbus von den gemäß § 8 dieser
Satzung Beitragspflichtigen Beiträge nach Maßgabe die-
ser Satzung.

Diese Beiträge werden als Gegenleistung dafür erhoben,
dass den Beitragspflichtigen durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der o. g. Einrichtung ein wirtschaft-
licher Vorteil geboten wird.

§ 2 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen
Aufwendungen ermittelt.

§ 3 Anteil der Stadt Cottbus und der
Beitragspflichtigen am Aufwand

(1) Die Stadt Cottbus trägt zur Abgeltung des öffent-
lichen Interesses den Teil des Aufwandes, der auf
die Inanspruchnahme der Einrichtung durch die
Allgemeinheit oder die Stadt Cottbus entfällt. Der
übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitrags-
pflichtigen zu tragen.

(2) Der Anteil der Stadt Cottbus und der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand gem. § 2 beträgt für die
Maßnahme an:

Gemeindeanteil Anteil der
Beitragspflichtigen

der Beleuchtung         50 % 50 %

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschuss-
geber nichts anderes bestimmt, zunächst zur
Deckung der Anteile der Stadt Cottbus zu ver-
wenden.

§ 4 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 – 3 ermittelte, von den Bei-
tragspflichtigen zu tragende Aufwand, wird auf
die Grundstücke, denen die Anlage durch die
Möglichkeit der Inanspruchnahme einen wirt-
schaftlichen Vorteil bietet, nach dem Verhältnis
ihrer Flächen verteilt. Dabei werden Art und Maß
der Nutzung der Grundstücke durch eine
Vervielfältigung der Fläche bzw. den nach den
Absätzen 2, 3 und 4 jeweils zu ermittelnden Teil-
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flächen mit den in den §§ 5 und 6 bestimmten
Faktoren berücksichtigt.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unab-
hängig von der Eintragung im Liegenschafts-
kataster und im Grundbuch – jedes zusammen-
hängende Grundeigentum, das eine selbständige
wirtschaftliche Einheit bildet. Soweit die Fläche
bzw. Teilfläche eines Grundstücks baulich oder
gewerblich nutzbar ist, richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors dieser Fläche nach § 5. Für
die übrigen Flächen richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors nach § 6.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt:
1. bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungs-

bereich eines Bebauungsplanes liegen, die
Gesamtfläche des Grundstücks, ausgenommen
hiervon sind die Flächen, die im Bebauungs-
plan als Flächen für Landwirtschaft und Wald
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB) festgesetzt sind;

2. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den im Zusammenhang
bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) hinausreichen,
die Gesamtfläche des Grundstücks;

3. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den Außenbereich (§ 35
BauGB) hinausreichen, die Fläche im Bereich
des Bebauungsplanes;

4. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan
besteht, wenn sie insgesamt innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) bzw. einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB liegen, die Gesamtfläche des
Grundstücks;

5. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innen-
bereich (§ 34 BauGB) bzw. einer Satzung nach
§ 34 Abs. 4 BauGB und teilweise im
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche
zwischen der öffentlichen Einrichtung und
einer Linie, die der Grenze des Bebauungs-
zusammenhangs i. S. d. § 34 BauGB ent-
spricht;

6. bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche
Einrichtung angrenzen oder lediglich durch
einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
verbunden sind, die Fläche zwischen der der
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie, die der Grenze des
Bebauungszusammenhangs i. S. d. § 34
BauGB entspricht;

7. überschreitet die tatsächliche bauliche oder
gewerbliche Nutzung die nach den Ziffern 1.
bis 6. ermittelten Abstände, so fällt die Linie
zusammen mit der hinteren Grenze der tatsäch-
lichen Nutzung.

(4) Bei Grundstücken nach Abs. 1, die nicht baulich
oder gewerblich genutzt werden, sondern nur in
anderer Weise nutzbar sind, ist die Gesamtfläche
bzw. auch die Fläche des Grundstücks zugrunde
zu legen, die von den Regelungen des Abs. 3 nicht
erfasst wird.

§ 5  Nutzungsfaktor für baulich oder gewerblich
nutzbare Grundstücksflächen

(1) Zur Berücksichtigung des Maßes der Nutzbarkeit
werden die nach § 4 Abs. 3 ermittelten, baulich
oder gewerblich nutzbaren Grundstücksflächen
mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der durch
die Zahl der Vollgeschosse bestimmt wird.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollge-
schoss 1,0 und erhöht sich je weiteres
Vollgeschoss um 0,25.

(3) Für die Flächen eines Grundstücks, die innerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

liegen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie
folgt:
1. Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus

der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.
2. Enthält der Bebauungsplan für baulich oder

gewerblich nutzbare Grundstücke keine
Festsetzungen im Sinne der Ziffer 1, ergibt sich
die Zahl der Vollgeschosse aus der tatsäch-
lichen Nutzung.

(4) Für die Flächen von Grundstücken in unbeplanten
Gebieten ist die Zahl der sich aus der näheren
Umgebung ergebenden zulässigen Zahl der
Vollgeschosse maßgebend.  Für den Fall, dass in
der näheren Umgebung lediglich Grundstücke im
Sinne des Abs. 3 Nr. 2 liegen, ergibt sich die Zahl
der in Rechnung zu stellenden Vollgeschosse aus
der überwiegend vorhandenen Zahl an
Vollgeschossen in der näheren Umgebung.

(5) Ist im Einzelfall die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Vollgeschosse höher als der sich aus Abs. 3
– 4 ergebenden Zahl der Vollgeschosse, ist die tat-
sächliche Nutzung maßgebend.

(6) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art
der Nutzung erhöht sich bei Grundstücken in
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie
Grundstücken in anderen Baugebieten, die über-
wiegend gewerblich oder in ähnlicher Weise (z. B.
Grundstücke mit Büro-, Handels-, Verwaltungs-,
Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden)
genutzt werden, der für das Grundstück gem. Abs.
2 – 5 maßgebliche Nutzungsfaktor um 0,5.

(7) Bei Grundstücken, die in einer der baulich oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-
nutzt werden können (z. B. Dauerkleingärten,
Sportplätze, Friedhöfe) und bei Grundstücken,
die weder baulich noch gewerblich genutzt wer-
den können, wird ein halbes Vollgeschoss zugrun-
de gelegt.

(8) Bei Flächen von Grundstücken, auf denen keine
Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich
genutzt werden können und bei Flächen von
Grundstücken, auf denen nur Stellplätze oder
Garagen zulässig sind, wird ein Vollgeschoss
zugrunde gelegt.

(9) Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach
der Bauordnung des Landes Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. März
1998 (GVBl. Bbg I S. 82) Vollgeschosse sind. Ist
die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des
Bauwerkes nicht feststellbar, wird je angefangene
3,0 m Höhe des Bauwerkes ein Vollgeschoss
berechnet.

§ 6 Nutzungsfaktor für Grundstücke 
mit sonstiger Nutzung

Zur Berücksichtigung der Art und des Maßes der Nutzung
werden die nach § 4 Abs. 4 ermittelten Grundstücks-
flächen vervielfacht mit:

1. 0,3 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und in einer der baulichen oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z. B. Kleingartenanlagen,
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Frei-
bäder sowie Badeseen und Nutzgärten als
Bestandteil eines Wohn- oder Gewerbegrund-
stücks),

2. 0,033 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen (z. B. Grünland, Ackerland,
Gartenland) oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirt-
schaftliche Nutzung),

3. 0,0167 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und als Waldflächen genutzt

werden oder wegen entsprechender Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan nur als Wald-
flächen nutzbar sind.

§ 7 Beitragssatz

Der Beitragssatz errechnet sich durch Teilung des umlage-
fähigen Aufwandes durch die Summe der anrechenbaren
Grundstücksflächen im Abrechnungsgebiet.

Der Beitragssatz beträgt 1,226084844 EUR

je m2 anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 4 i. V.
m. §§ 5 und 6.

§ 8  Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt
der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belas-
tet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der Erb-
bauberechtigte.

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so
tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsberei-
nigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl.
I S. 2457) genannten natürlichen oder juristischen
Personen des privaten und des öffentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personen-
kreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der
Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die
Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf
des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausge-
übt und gegen den Anspruch des Nutzers keiner
der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind. Ab dem 01. Juli 2004 ent-
steht die Beitragspflicht der Nutzer nur, wenn
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung eines
Erbbaurechtes oder den Ankauf des Grundstücks
gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht wor-
den sind. Anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstückseigentümers unberührt. 

(4) Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer haften als Gesamtschuldner.

(5) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer sind verpflichtet, alle für die Veranlagung
erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und
unverzüglich nach Aufforderung durch die
Gemeinde zu machen und nachzuweisen. Sie
haben bei örtlichen Feststellungen der Gemeinde
die notwendige Unterstützung zu gewähren.

§ 9 Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge werden einen
Monat nach Bekanntgabe des jeweiligen Bescheides fällig.

§ 10 Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. April 2003 in Kraft.

Cottbus, den 25.10.2007

In Vertretung
gez. Holger Kelch
Bürgermeister       
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Präambel

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat
in ihrer Tagung am 24.10.2007 aufgrund der §§ 5 und 35
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg
(Gemeindeordnung – GO) vom 10. Oktober 2001 (GVBl.
I S. 154) und den §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 31. März
2004 (GVBl. I S. 174) in der jeweils geltenden Fassung
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Allgemeines

Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung,
Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbesserung
der Beleuchtung in der Hans-Sachs-Straße erhebt die Stadt
Cottbus von den gemäß § 8 dieser Satzung Beitrags-
pflichtigen Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.
Diese Beiträge werden als Gegenleistung dafür erhoben,
dass den Beitragspflichtigen durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der o. g. Einrichtung ein wirtschaft-
licher Vorteil geboten wird.

§ 2 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen
Aufwendungen ermittelt.

§ 3 Anteil der Stadt Cottbus und der
Beitragspflichtigen am Aufwand

(1) Die Stadt Cottbus trägt zur Abgeltung des öffent-
lichen Interesses den Teil des Aufwandes, der auf
die Inanspruchnahme der Einrichtung durch die
Allgemeinheit oder die Stadt Cottbus entfällt. Der
übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitrags-
pflichtigen zu tragen.

(2) Der Anteil der Stadt Cottbus und der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand gem. § 2 beträgt für die
Maßnahme an:

Gemeindeanteil Anteil der
Beitragspflichtigen

der Beleuchtung         30 % 70 %

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber
nichts anderes bestimmt, zunächst zur Deckung
der Anteile der Stadt Cottbus zu verwenden.

§ 4 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 – 3 ermittelte, von den
Beitragspflichtigen zu tragende Aufwand, wird
auf die Grundstücke, denen die Anlage durch die
Möglichkeit der Inanspruchnahme einen wirt-
schaftlichen Vorteil bietet, nach dem Verhältnis
ihrer Flächen verteilt. Dabei werden Art und Maß
der Nutzung der Grundstücke durch eine
Vervielfältigung der Fläche bzw. den nach den
Absätzen 2, 3 und 4 jeweils zu ermittelnden
Teilflächen mit den in den §§ 5 und 6 bestimmten
Faktoren berücksichtigt.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unab-
hängig von der Eintragung im Liegenschafts-
kataster und im Grundbuch – jedes zusammen-
hängende Grundeigentum, das eine selbständige
wirtschaftliche Einheit bildet. Soweit die Fläche
bzw. Teilfläche eines Grundstücks baulich oder
gewerblich nutzbar ist, richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors dieser Fläche nach § 5. Für
die übrigen Flächen richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors nach § 6.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt:
1. bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungs-

bereich eines Bebauungsplanes liegen, die
Gesamtfläche des Grundstücks, ausgenommen
hiervon sind die Flächen, die im Bebauungs-
plan als Flächen für Landwirtschaft und Wald
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB) festgesetzt sind;

2. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den im Zusammenhang
bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) hinausreichen,
die Gesamtfläche des Grundstücks;

3. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den Außenbereich (§ 35
BauGB) hinausreichen, die Fläche im Bereich
des Bebauungsplanes;

4. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan
besteht, wenn sie insgesamt innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) bzw. einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB liegen, die Gesamtfläche des
Grundstücks;

5. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im
Innenbereich (§ 34 BauGB) bzw. einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB und teilweise im
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche
zwischen der öffentlichen Einrichtung und
einer Linie, die der Grenze des Bebauungszu-
sammenhangs i. S. d. § 34 BauGB entspricht;

6. bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche
Einrichtung angrenzen oder lediglich durch
einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
verbunden sind, die Fläche zwischen der der
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie, die der Grenze des
Bebauungszusammenhangs i. S. d. § 34
BauGB entspricht;

7. überschreitet die tatsächliche bauliche oder
gewerbliche Nutzung die nach den Ziffern 1.
bis 6. ermittelten Abstände, so fällt die Linie
zusammen mit der hinteren Grenze der tatsäch-
lichen Nutzung.

(4) Bei Grundstücken nach Abs. 1, die nicht baulich
oder gewerblich genutzt werden, sondern nur in
anderer Weise nutzbar sind, ist die Gesamtfläche
bzw. auch die Fläche des Grundstücks zugrunde
zu legen, die von den Regelungen des Abs. 3 nicht
erfasst wird.

§ 5 Nutzungsfaktor für baulich oder
gewerblich nutzbare Grundstücksflächen

(1) Zur Berücksichtigung des Maßes der Nutzbarkeit
werden die nach § 4 Abs. 3 ermittelten, baulich

oder gewerblich nutzbaren Grundstücksflächen
mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der durch
die Zahl der Vollgeschosse bestimmt wird.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollge-
schoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollge-
schoss um 0,25.

(3) Für die Flächen eines Grundstücks, die innerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes lie-
gen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie
folgt:
1. Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus

der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.
2. Enthält der Bebauungsplan für baulich oder

gewerblich nutzbare Grundstücke keine Fest-
setzungen im Sinne der Ziffer 1, ergibt sich die
Zahl der Vollgeschosse aus der tatsächlichen
Nutzung.

(4) Für die Flächen von Grundstücken in unbeplanten
Gebieten ist die Zahl der sich aus der näheren
Umgebung ergebenden zulässigen Zahl der
Vollgeschosse maßgebend.  Für den Fall, dass in
der näheren Umgebung lediglich Grundstücke im
Sinne des Abs. 3 Nr. 2 liegen, ergibt sich die Zahl
der in Rechnung zu stellenden Vollgeschosse aus
der überwiegend vorhandenen Zahl an Vollge-
schossen in der näheren Umgebung.

(5) Ist im Einzelfall die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Vollgeschosse höher als der sich aus Abs. 3
– 4 ergebenden Zahl der Vollgeschosse, ist die tat-
sächliche Nutzung maßgebend.

(6) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art
der Nutzung erhöht sich bei Grundstücken in
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie
Grundstücken in anderen Baugebieten, die über-
wiegend gewerblich oder in ähnlicher Weise (z. B.
Grundstücke mit Büro-, Handels-, Verwaltungs-,
Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden)
genutzt werden, der für das Grundstück gem. Abs.
2 – 5 maßgebliche Nutzungsfaktor um 0,5.

(7) Bei Grundstücken, die in einer der baulich oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden können (z. B. Dauerkleingärten,
Sportplätze, Friedhöfe) und bei Grundstücken,
die weder baulich noch gewerblich genutzt wer-
den können, wird ein halbes Vollgeschoss zu-
grunde gelegt.

(8) Bei Flächen von Grundstücken, auf denen keine
Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich
genutzt werden können und bei Flächen von
Grundstücken, auf denen nur Stellplätze oder
Garagen zulässig sind, wird ein Vollgeschoss
zugrunde gelegt.

(9) Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach
der Bauordnung des Landes Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. März
1998 (GVBl. Bbg I S. 82) Vollgeschosse sind. Ist
die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des
Bauwerkes nicht feststellbar, wird je angefangene
3,0 m Höhe des Bauwerkes ein Vollgeschoss
berechnet.

§ 6 Nutzungsfaktor für Grundstücke
mit sonstiger Nutzung

Zur Berücksichtigung der Art und des Maßes der Nutzung
werden die nach § 4 Abs. 4 ermittelten Grundstücks-
flächen vervielfacht mit:

1. 0,3 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und in einer der baulichen oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z. B. Kleingartenanlagen,
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze,
Freibäder sowie Badeseen und Nutzgärten als
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Bestandteil eines Wohn- oder Gewerbegrund-
stücks),

2. 0,033 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen (z. B. Grünland, Ackerland,
Gartenland) oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirt-
schaftliche Nutzung),

3. 0,0167 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und als Waldflächen genutzt
werden oder wegen entsprechender Fest-
setzungen in einem Bebauungsplan nur als
Waldflächen nutzbar sind.

§ 7 Beitragssatz

Der Beitragssatz errechnet sich durch Teilung des umlage-
fähigen Aufwandes durch die Summe der anrechenbaren
Grundstücksflächen im Abrechnungsgebiet.

Der Beitragssatz beträgt 0,279795108 EUR

je m2 anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 4 i. V. m. 
§§ 5 und 6.

§ 8 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt
der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so
tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes vom 21. September 1994
(BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen oder
juristischen Personen des privaten und des öffent-
lichen Rechts. Die Beitragspflicht dieses
Personenkreises entsteht nur, wenn zum
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages das
Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurechts
oder den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§
15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes
bereits ausgeübt und gegen den Anspruch des
Nutzers keiner der nach dem Sachenrechts-
bereinigungsgesetz statthaften Einreden und
Einwendungen geltend gemacht worden sind. 

Ab dem 01. Juli 2004 entsteht die Beitrags-
pflicht der Nutzer nur, wenn zum Zeitpunkt des
Erlasses des Beitragsbescheides das Wahlrecht
über die Bestellung eines Erbbaurechtes oder den
Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nutzers
keine der nach dem Sachenrechtsbereinigungs-
gesetz statthaften Einreden und Einwendungen
geltend gemacht worden sind. Anderenfalls bleibt
die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers
unberührt. 

(4) Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer haften als Gesamtschuldner.

(5) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer sind verpflichtet, alle für die Veran-
lagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß
und unverzüglich nach Aufforderung durch die
Gemeinde zu machen und nachzuweisen. Sie
haben bei örtlichen Feststellungen der Ge-
meinde die notwendige Unterstützung zu ge-
währen.

§ 9 Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge werden einen
Monat nach Bekanntgabe des jeweiligen Bescheides fällig.

§ 10 Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. April 2003 in Kraft.

Cottbus, den 25.10.2007

In Vertretung
gez. Holger Kelch, Bürgermeister 

Amtliche Bekanntmachung

Einzelsatzung der Stadt
Cottbus über die Erhebung

von Beiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen

an der Saarstraße in dem
Abschnitt von der 

Clara-Zetkin-Straße bis zur
Kolkwitzer Straße
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Präambel

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat
in ihrer Tagung am 24.10.2007 aufgrund der §§ 5 und 35
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg
(Gemeindeordnung – GO) vom 10. Oktober 2001 (GVBl.
I S. 154) und den §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg (KAG) vom 31. März
2004 (GVBl. I S. 174) in der jeweils geltenden Fassung
folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Allgemeines

Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung,
Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbesserung
der Beleuchtung in der Saarstraße in dem Abschnitt von
der Clara-Zetkin-Straße bis zur Kolkwitzer Straße erhebt
die Stadt Cottbus von den gemäß § 8 dieser Satzung
Beitragspflichtigen Beiträge nach Maßgabe dieser
Satzung.
Diese Beiträge werden als Gegenleistung dafür erhoben,
dass den Beitragspflichtigen durch die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der o. g. Einrichtung ein wirtschaft-
licher Vorteil geboten wird.

§ 2 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen
Aufwendungen ermittelt.

§ 3 Anteil der Stadt Cottbus und der
Beitragspflichtigen am Aufwand

(1) Die Stadt Cottbus trägt zur Abgeltung des öffent-
lichen Interesses den Teil des Aufwandes, der auf
die Inanspruchnahme der Einrichtung durch die
Allgemeinheit oder die Stadt Cottbus entfällt. Der
übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitrags-
pflichtigen zu tragen.

(2) Der Anteil der Stadt Cottbus und der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand gem. § 2 beträgt für die
Maßnahme an:

Gemeindeanteil Anteil der
Beitragspflichtigen

der Beleuchtung         30 % 70 %

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber
nichts anderes bestimmt, zunächst zur Deckung
der Anteile der Stadt Cottbus zu verwenden.

§ 4 Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 – 3 ermittelte, von den
Beitragspflichtigen zu tragende Aufwand, wird
auf die Grundstücke, denen die Anlage durch die
Möglichkeit der Inanspruchnahme einen wirt-
schaftlichen Vorteil bietet, nach dem Verhältnis
ihrer Flächen verteilt. Dabei werden Art und Maß
der Nutzung der Grundstücke durch eine Ver-
vielfältigung der Fläche bzw. den nach den
Absätzen 2, 3 und 4 jeweils zu ermittelnden
Teilflächen mit den in den §§ 5 und 6 bestimmten
Faktoren berücksichtigt.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unab-
hängig von der Eintragung im Liegenschafts-
kataster und im Grundbuch – jedes zusammen-
hängende Grundeigentum, das eine selbständige
wirtschaftliche Einheit bildet. Soweit die Fläche
bzw. Teilfläche eines Grundstücks baulich oder
gewerblich nutzbar ist, richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors dieser Fläche nach § 5. Für
die übrigen Flächen richtet sich die Ermittlung
des Nutzungsfaktors nach § 6.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt:
1. bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungs-

bereich eines Bebauungsplanes liegen, die
Gesamtfläche des Grundstücks, ausgenommen
hiervon sind die Flächen, die im Bebauungs-
plan als Flächen für Landwirtschaft und Wald
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB) festgesetzt sind;

2. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den im Zusammenhang
bebauten Ortsteil (§ 34 BauGB) hinausreichen,
die Gesamtfläche des Grundstücks;

3. bei Grundstücken, die über die Grenzen des
Bebauungsplanes in den Außenbereich (§ 35
BauGB) hinausreichen, die Fläche im Bereich
des Bebauungsplanes;

4. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan
besteht, wenn sie insgesamt innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) bzw. einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB liegen, die Gesamtfläche des
Grundstücks;

5. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im
Innenbereich (§ 34 BauGB) bzw. einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB und teilweise im
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche
zwischen der öffentlichen Einrichtung und
einer Linie, die der Grenze des Bebauungs-
zusammenhangs i. S. d. § 34 BauGB ent-
spricht;

6. bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche
Einrichtung angrenzen oder lediglich durch
einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
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verbunden sind, die Fläche zwischen der der
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie, die der Grenze des
Bebauungszusammenhangs i. S. d. § 34
BauGB entspricht;

7. überschreitet die tatsächliche bauliche oder
gewerbliche Nutzung die nach den Ziffern 1.
bis 6. ermittelten Abstände, so fällt die Linie
zusammen mit der hinteren Grenze der tatsäch-
lichen Nutzung.

(4) Bei Grundstücken nach Abs. 1, die nicht baulich
oder gewerblich genutzt werden, sondern nur in
anderer Weise nutzbar sind, ist die Gesamtfläche
bzw. auch die Fläche des Grundstücks zugrunde
zu legen, die von den Regelungen des Abs. 3 nicht
erfasst wird.

§ 5 Nutzungsfaktor für baulich oder
gewerblich nutzbare Grundstücksflächen

(1) Zur Berücksichtigung des Maßes der Nutzbarkeit
werden die nach § 4 Abs. 3 ermittelten, baulich
oder gewerblich nutzbaren Grundstücksflächen
mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der durch
die Zahl der Vollgeschosse bestimmt wird.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Voll-
geschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Voll-
geschoss um 0,25.

(3) Für die Flächen eines Grundstücks, die innerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes lie-
gen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie
folgt:
1. Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus

der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.
2. Enthält der Bebauungsplan für baulich oder

gewerblich nutzbare Grundstücke keine
Festsetzungen im Sinne der Ziffer 1, ergibt sich
die Zahl der Vollgeschosse aus der tatsächli-
chen Nutzung.

(4) Für die Flächen von Grundstücken in unbeplanten
Gebieten ist die Zahl der sich aus der näheren
Umgebung ergebenden zulässigen Zahl der
Vollgeschosse maßgebend.  Für den Fall, dass in
der näheren Umgebung lediglich Grundstücke im
Sinne des Abs. 3 Nr. 2 liegen, ergibt sich die Zahl
der in Rechnung zu stellenden Vollgeschosse aus
der überwiegend vorhandenen Zahl an
Vollgeschossen in der näheren Umgebung.

(5) Ist im Einzelfall die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Vollgeschosse höher als der sich aus Abs. 3
– 4 ergebenden Zahl der Vollgeschosse, ist die tat-
sächliche Nutzung maßgebend.

(6) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art
der Nutzung erhöht sich bei Grundstücken in
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie
Grundstücken in anderen Baugebieten, die über-
wiegend gewerblich oder in ähnlicher Weise (z. B.
Grundstücke mit Büro-, Handels-, Verwaltungs-,
Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebäuden)
genutzt werden, der für das Grundstück gem. Abs.
2 – 5 maßgebliche Nutzungsfaktor um 0,5.

(7) Bei Grundstücken, die in einer der baulich oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden können (z. B. Dauerkleingärten,
Sportplätze, Friedhöfe) und bei Grundstücken,
die weder baulich noch gewerblich genutzt wer-
den können, wird ein halbes Vollgeschoss zugrun-
de gelegt.

(8) Bei Flächen von Grundstücken, auf denen keine
Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich
genutzt werden können und bei Flächen von
Grundstücken, auf denen nur Stellplätze oder
Garagen zulässig sind, wird ein Vollgeschoss
zugrunde gelegt.

(9) Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, die nach

der Bauordnung des Landes Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. März
1998 (GVBl. Bbg I S. 82) Vollgeschosse sind. Ist
die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des
Bauwerkes nicht feststellbar, wird je angefangene
3,0 m Höhe des Bauwerkes ein Vollgeschoss
berechnet.

§ 6 Nutzungsfaktor für Grundstücke
mit sonstiger Nutzung

Zur Berücksichtigung der Art und des Maßes der Nutzung
werden die nach § 4 Abs. 4 ermittelten Grundstücks-
flächen vervielfacht mit:

1. 0,3 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und in einer der baulichen oder
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z. B. Kleingartenanlagen,
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze,
Freibäder sowie Badeseen und Nutzgärten als
Bestandteil eines Wohn- oder Gewerbegrund-
stücks),

2. 0,033 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen (z. B. Grünland, Ackerland,
Gartenland) oder wegen entsprechender Fest-
setzungen in einem Bebauungsplan nur in
anderer Weise nutzbar sind (z. B. landwirt-
schaftliche Nutzung),

3. 0,0167 bei Flächen, die im Außenbereich (§ 35
BauGB) liegen und als Waldflächen genutzt
werden oder wegen entsprechender Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan nur als Wald-
flächen nutzbar sind.

§ 7 Beitragssatz

Der Beitragssatz errechnet sich durch Teilung des umlage-
fähigen Aufwandes durch die Summe der anrechenbaren
Grundstücksflächen im Abrechnungsgebiet.

Der Beitragssatz beträgt 0,481645227 EUR

je m2 anrechenbarer Grundstücksfläche nach § 4 i. V. m.
§§ 5 und 6.

§ 8 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt
der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstücks ist. Bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belas-
tet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so
tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentümers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I
S. 2457) genannten natürlichen oder juristischen
Personen des privaten und des öffentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personen-
kreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der
Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die
Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf
des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausge-
übt und gegen den Anspruch des Nutzers keiner
der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz
statthaften Einreden und Einwendungen geltend
gemacht worden sind. Ab dem 01. Juli 2004 ent-
steht die Beitragspflicht der Nutzer nur, wenn
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung eines
Erbbaurechtes oder den Ankauf des Grundstücks

gemäß den §§ 15 und 16 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen
den Anspruch des Nutzers keine der nach dem
Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Ein-
reden und Einwendungen geltend gemacht wor-
den sind. Anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstückseigentümers unberührt. 

(4) Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer haften als Gesamtschuldner.

(5) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und
Nutzer sind verpflichtet, alle für die Veranlagung
erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und
unverzüglich nach Aufforderung durch die
Gemeinde zu machen und nachzuweisen. Sie
haben bei örtlichen Feststellungen der Gemeinde
die notwendige Unterstützung zu gewähren.

§ 9 Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge werden einen
Monat nach Bekanntgabe des jeweiligen Bescheides fällig.

§ 10 Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. April 2003 in Kraft.

Cottbus, den 25.10.2007

In Vertretung
gez. Holger Kelch
Bürgermeister

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe
Brandenburg,

Öffentliche Bekanntmachung
eines Antrages nach

§ 9 Absatz 4
Grundbuchbereinigungs-
gesetz in der Gemarkung

Dissenchen im Bereich der
Stadt Cottbus

Die Firma envia Mitteldeutsche Energie AG, Chemnitz-
talstraße 13 in 09114 Chemnitz,  hat mit Datum vom 13.
Juli 2007 einen Antrag auf Bescheinigung von beschränk-
ten persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb
sowie zur Unterhaltung und Erneuerung einer bereits
bestehenden 110 kV-Freileitung (Neuendorf - Guben, Bl.
6970) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und
Sonderanlagen für Grundstücke in der Gemarkung
Dissenchen in der Stadt Cottbus gestellt. Dieser Antrag
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-808 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4
Satz 2 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom
20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), zuletzt geändert
durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts (Sachenrechts-Durchführungsver-
ordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994
(BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die
Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb
von vier Wochen nach dem ersten Tag der
Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie
und Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow
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(Haus 5), Stahnsdorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow,
nach Terminvereinbarung unter (033203) 36 - 720 bzw. -
823 während der üblichen Dienstzeiten bzw. - nach vorhe-
riger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten eingesehen
werden.
Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes
wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine
Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 1990 genutzten und
am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen ent-
standen. Durch diese beschränkte persönliche
Dienstbarkeit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 doku-
mentiert. Deshalb ist ein Einverständnis mit der vorhande-
nen Belastung des Grundstücks bzw. mit der bestehenden
Energieanlage selbst nicht erforderlich. Alle danach einge-
tretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstücks
über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beein-
trächtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag
zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem
Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder sonsti-
gen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt
werden. 
Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von
Widersprüchen:
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift
bei der angegebenen Dienststelle durch den Berechtigten
(Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigter usw.) inner-
halb von vier Wochen nach dem ersten Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein in der
Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht
genutzt bzw. am 25. Dezember 1993 vom Energiever-
sorgungsunternehmen bzw. dessen Rechtsnachfolger nicht
betrieben worden ist oder dass die in den Unterlagen dar-
gestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies bedeutet,
dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in
anderer Weise, als von dem Unternehmen dargestellt,
betroffen ist. Es wird darum gebeten, nur in wirklich
begründeten Fällen von Ihrem Widerspruchsrecht
Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow, 29. Oktober 2007

Im Auftrag
Vogel

Öffentliche Bekanntmachung

Lohnsteuerkarten 2008
1. Die Lohnsteuerkarten 2008 sind bis zum 01.11.2007

ausgehändigt bzw. postalisch übermittelt worden.
2. Hat ein Arbeitnehmer bis zu diesem Zeitpunkt keine

Lohnsteuerkarte erhalten, kann er diese beim
Fachbereich Bürgerservice bzw. bei der für ihn zustän-
digen Gemeinde beantragen.

3. Jeder Arbeitnehmer muss die Eintragungen auf seiner
Lohnsteuerkarte überprüfen und unzutreffende Ein-
tragungen berichtigen lassen.

4. Die Arbeitnehmer sind verpflichtet, die Lohnsteuer-
karte 2008 zu Beginn des Kalenderjahres 2008 ihren
Arbeitgebern auszuhändigen und, falls ihnen die
Lohnsteuerkarte 2008 bis dahin nicht zugegangen ist,
die Ausstellung sofort zu beantragen.

5. Bei schuldhafter Nichtvorlage bzw. nicht rechtzeitiger
Vorlage der Lohnsteuerkarte 2008 ist der Arbeitgeber
verpflichtet, die Lohnsteuer nach der Lohnsteuer-
klasse VI zu ermitteln, einzubehalten und abzuführen.
Weist der Arbeitnehmer nach, dass er die Nichtvorlage
oder die nicht rechtzeitige Vorlage der Lohn-
steuerkarte nicht zu vertreten hat, so hat der
Arbeitgeber für die Lohnsteuerberechnung die ihm
bekannten Familienverhältnisse des Arbeitnehmers

zugrunde zu legen.
6. Unbefugte Änderungen und Ergänzungen der Eintra-

gungen auf der Lohnsteuerkarte sind verboten und
strafbar.

7. Änderungen in den Besteuerungsverhältnissen des
Arbeitnehmers dürfen vom Arbeitgeber erst dann
berücksichtigt werden, wenn ihm die geänderte oder
ergänzte Lohnsteuerkarte vorgelegt worden ist.

8. Anträge auf

a) Berücksichtigung von Kindern über 18 Jahre,
b) Berücksichtigung von Kindern unter 18 Jahre in

besonderen Fällen (z.B. für die keine steuerliche
Lebensbescheinigung vorgelegt werden kann),

c) Berücksichtigung von Pflegekindern unabhängig
vom Lebensalter,

d) Berücksichtigung des vollen Kinderfreibetrags in
Sonderfällen,

e) Berücksichtigung von Kindern, die im Ausland
ansässig sind,

f) Berücksichtigung erhöhter Werbungskosten oder
Sonderausgaben sowie außergewöhnlicher
Belastungen usw. sind bei dem für den
Arbeitnehmer zuständigen Finanzamt einzu-
reichen.

Die erforderlichen Antragsvordrucke sind bei den
Finanzämtern erhältlich.

9. Anträge auf Änderung/Ergänzung von sonstigen
Eintragungen (z.B. Steuerklasse, Religionszuge-
hörigkeit) sowie auf Wechsel der Steuerklassen bei
Ehegatten sind beim Fachbereich Bürger-
service einzureichen.

10. Nicht benötigte Lohnsteuerkarten 2008 sind an den
Fachbereich Bürgerservice zurückzusenden, welcher
die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat.

Cottbus, 01.11.2007

gez. Carsten Konzack
Fachbereichsleiter

Amtliche Bekanntmachung

Satzung „Cottbus-Pass”

Auf der Grundlage der §§ 5 und 35 Gemeindeordnung für
das Land Brandenburg vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I
S. 154) in der jeweils geltenden Fassung, hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus in der
Tagung am 26.09.2007 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Allgemeines

Die kreisfreie Stadt Cottbus gewährt Cottbuser Bürgern
durch die Ausstellung eines Cottbus-Passes freiwillige
soziale Leistungen. Der Cottbus-Pass wird nur auf Antrag
und im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung ste-
henden Mittel gewährt. Er wird zeitlich befristet erteilt. Es
besteht kein Rechtsanspruch auf die Ausstellung des
Cottbus-Passes.

§ 2 Anspruchsberechtigter Personenkreis

Anspruchsberechtigt sind Cottbuser Bürger, die eine der
folgenden sozialen Leistungen erhalten: 

1. Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
nach SGB XII

2. Empfänger von Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung

3. Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz

4. Empfänger von Arbeitslosengeld II, die

a) eine Bedarfsgemeinschaft mit mindestens einer
nicht erwerbsfähigen hilfebedürftigen Person bil-
den 

b) zum Personenkreis der Schwerbehinderten gehö-
ren, keinen PKW auf ihren Namen  zugelassen
haben bzw. keine Freifahrtmarke vom Landesamt
für Soziales und Versorgung im Schwerbehinder-
tenausweis erworben haben

c) von der Obdachlosigkeit betroffen sind.

Beim Wegfall der Anspruchsberechtigung ist der
Begünstigte verpflichtet, diese Veränderung dem ausstel-
lenden Fachbereich unverzüglich mitzuteilen. Mit dem
Wegfall der Berechtigung erlischt das Recht, die im § 3
genannten Begünstigungen in Anspruch zu nehmen.

§ 3 Art und Umfang der Begünstigungen

(1) Der Cottbus-Pass beinhaltet Ermäßigungen im
Rahmen der Nutzung nachfolgender öffentlicher
Einrichtungen der Stadt sowie Einrichtungen privater
Dritter: 

• Brandenburgisches Apothekenmuseum
• Club 7512
• Festival des Osteuropäischen Films
• Haus Prior
• Jugendkulturzentrum „Glad-House“ (betrifft aus-

schließlich Eigenveranstaltungen)
• Kinder- und Jugendtheater „Piccolo“
• Konservatorium
• Parkeisenbahn
• Planetarium
• Puppenbühne „Regenbogen“
• Spreewehrmühle
• Stadtmuseum
• Stadt- und Regionalbibliothek
• Stiftung Fürst Pückler Museum / Park und Schloss

Branitz
• Theater Native C 
• Tierpark
• Volkshochschule
• Wendisches Museum

Die Art und der Umfang der Begünstigungen werden ent-
sprechend den Regelungen in den jeweiligen Gebühren-,
Benutzungs- und Entgeltordnungen bzw. Preislisten der
Einrichtungen gewährt.

(2) Jeder Inhaber des Cottbus-Passes erhält nach
Vollendung des 15. Lebensjahres pro Kalenderhalb-
jahr zwölf ermäßigte Fahrscheine (drei 4-Fahrten-
karten) zur Benutzung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs innerhalb der Stadt Cottbus.
Eine Anerkennung des jeweiligen Beförderungstarifes
erfolgt auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen
den Vertragspartnern Stadt Cottbus und der
Cottbusverkehr GmbH.
Der Bezug anderer äquivalenter Begünstigungen im
Zusammenhang mit der Benutzung des ÖPNV
schließt den Erhalt dieser Zuwendung aus.

(3) Weitere Ermäßigungen von Cottbuser Einrichtungen
bzw. Unternehmen bleiben hiervon unberührt.

§ 4 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung zum 01.01.2008 in Kraft und zum 31.12.2009
außer Kraft. 

Cottbus, 29.09.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Die Stadtverordnetenversammlung Cottbus hat in ihrer
Tagung am 24.10.2007 aufgrund der §§ 5 und 35 der
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001, sowie in
der jeweils geltenden Fassung, der §§ 18, 21 des
Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2005 (GVBl. I
S. 218), in der jeweils geltenden Fassung und des § 8 des
Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) vom 20. Februar 2003
(BGBl. I. S. 286), in der jeweils geltenden Fassung, fol-
gende Satzung beschlossen.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle öffentlichen Straßen gemäß
§ 3 BbgStrG (einschließlich Wege und Plätze) sowie
für Ortsdurchfahrten im Zuge der Bundes- und
Landesstraßen im Gebiet der Stadt Cottbus.

(2) Zu den Straßen des Abs. 1 gehören die in § 2
Abs. 2 Ziffer 1 – 3 BbgStrG sowie die in § 1 Abs. 4
FStrG genannten Bestandteile des Straßenkörpers, 
der Luftraum über dem Straßenkörper und das
Zubehör.

§ 2 Sondernutzungen

(1) Der Gebrauch der öffentlichen Straßen ist jedermann
im Rahmen der Widmung und der straßenverkehrs-
rechtlichen Vorschriften gestattet (Gemeingebrauch).
Die Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch
hinaus ist Sondernutzung. 

(2) Sondernutzungen sind insbesondere:

1. der Eingriff in den Straßenkörper, außer Maß-
nahmen im Rahmen der öffentlichen Ver- und
Entsorgung oder anderer öffentlich-rechtlicher
Mitbenutzungen,

2. das Verlegen, die Betreibung und der Rückbau
von oberirdischen Versorgungsanlagen, außer
Maßnahmen im Rahmen der öffentlichen Ver-

und Entsorgung oder anderer öffentlich-recht-
licher Mitbenutzungen,

3. das Einrichten und Betreiben von Baustellenein-
richtungen einschließlich dazu benötigter Kabel
und Leitungen, 

4. das Aufstellen von Containern,

5. das Aufstellen von Gerüsten jeder Art,

6. das Betreiben von Baustellenzufahrten, Zufahrten
zu Lagerplätzen und Bodenentnahmestellen und
ähnliche Vorhaben,

7. das Aufstellen von Warenauslagen und Automa-
ten, das Aufstellen von Tischen, Sitzgelegen-
heiten und Gestaltungselementen, soweit sie
gewerblichen Zwecken dienen,

8. das Aufstellen von zweckgebundenen Fahrrad-
ständern (z. B. vor Verkaufseinrichtungen, Ge-
bäuden, Firmen, Büros, öffentlichen Einrichtun-
gen usw.),

9. das Aufstellen von Werbeanlagen, dazu zählen
auch Spielgeräte für Werbezwecke, das Verteilen
von Werbematerialien von Tischen oder Ständen
aus sowie die Werbung durch Personen, die
Plakate oder Ähnliches (z. B. Produktproben) zu
Werbezwecken herumtragen oder verteilen,
Werbung durch Banner u. ä.,

10. sonstige private Anlagen im öffentlichen Straßen-
raum über den Gemeingebrauch hinaus.

§ 3 Erlaubnisbedürftigkeit der Sondernutzung

(1) Sondernutzungen bedürfen, soweit diese Satzung
nichts anderes bestimmt, der  Erlaubnis der Stadt
Cottbus als Straßenbaubehörde.

(2) Sonstige, nach dem öffentlichen Recht erforderlichen
Genehmigungen, Erlaubnisse oder Bewilligungen
werden durch die Sondernutzungserlaubnis nicht
ersetzt. Dies gilt insbesondere für straßenverkehrs-
rechtliche Erlaubnisse, Ausnahmegenehmigungen
und Anordnungen gemäß Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO).

§ 4 Erlaubnisfreie Sondernutzung

Keiner Erlaubnis bedürfen:

(1) Warenauslagen und maximal einer Werbeanlage, die
an der Stätte der Leistung ohne feste Verbindung mit
einer baulichen Anlage oder der Straßenbefestigung
aufgestellt werden und nicht mehr als 0,75 m den
Gehweg einengen, soweit grundsätzlich eine Durch-
gangsbreite von = 1,50 m als Richtmaß erhalten
bleibt.

(2) die Ausschmückung von Straßen- und Häuserfronten
für Feiern und Feste, Umzüge und ähnliche
Veranstaltungen zur Pflege des Brauchtums sowie für
kirchliche Prozessionen.

§ 5 Erlaubnisfreier Straßenanliegergebrauch

(1) Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, die an
einer öffentlichen Straße liegen (Straßenanlieger),
dürfen innerhalb der geschlossenen Ortslage die an
die Grundstücke angrenzenden Straßenteile über den
Gemeingebrauch hinaus auch für Zwecke der
Grundstücke benutzen, soweit diese Benutzung zur
Nutzung des Grundstückes dringend und unverzüglich
erforderlich ist, den Gemeingebrauch nicht dauernd
ausschließt oder erheblich beeinträchtigt und nicht in
den Straßenkörper eingreift.

(2)  Dazu gehören insbesondere:
Maßnahmen, die sich aus der Ver- und Entsorgung,
der Werterhaltung und den Verkehrssicherungs-
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Im weiteren Verlauf des Anhörungsverfahrens zu der oben
angeführten Straßenbaumaßnahme wird ein Erörterungs-
termin über die vorgebrachten Einwendungen durchge-
führt.

Die Erörterung findet statt am: 03. Dezember 2007
Beginn um: 10:00 Uhr
im: Technischen Rathaus, 

Raum 4067 
Ort: Karl-Marx-Straße 67, 

03044 Cottbus

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Die Teilnahme
am Termin ist jedem, dessen Belange von dem Vorhaben
berührt werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen

Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine
Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen und diese zu den Akten der Anhörungsbehörde
(Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 11,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten) zu geben. 
Wir weisen darauf hin, dass bei Ausbleiben eines
Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden kann. Nicht
fristgerecht, z.B. im Erörterungstermin erstmalig, erhobe-
ne Einwendungen werden nicht berücksichtigt. Das
Anhörungsverfahren ist mit dem Schluss der Verhandlung
beendet.

Kosten, die durch die Teilnahme am Erörterungstermin
oder durch eine Vertreterbestellung entstehen, werden
nicht erstattet.

Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der
Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, wer-
den nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

Wegen der Nichtöffentlichkeit des Erörterungstermins
wird eine Eingangskontrolle durchgeführt. Die Teilnahme-
berechtigung ist durch Vorlage der den Einwendern über-
sandten Einladung in Verbindung mit dem Personal-
ausweis oder in anderer geeigneter Weise nachzuweisen.  

Hoppegarten, 29.10.2007

Buggel

Land Brandenburg
Landesamt für Bauen und Verkehr 

Öffentliche Bekanntmachung

Anhörungsverfahren zur Planfeststellung Merzdorfer Weg, Weiterführung des
Geh- und Radweges von der Abfahrt Neue Siedlung bis Merzdorfer Bahnhofstraße, 

in der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen
an öffentlichen Straßen in der Stadt Cottbus (Sondernutzungssatzung)
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pflichten des Grundstückseigentümers ergeben sowie
die Herstellung und Betreibung von Grundstücks-
zufahrten und -zugängen u. ä.

(3) Nutzungen, die sich aus diesen Maßnahmen er-
geben, sind durch den Grundstückseigentümer oder
einem von ihm Beauftragten gemäß Formblatt 
zwei  Wochen vor Nutzungsbeginn der Stadt anzu-
zeigen.

§ 6 Versagen von Erlaubnissen zur Sondernutzung

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn öffentliche
Interessen der Sondernutzung entgegenstehen. Ein
öffentliches Interesse ist insbesondere dann gegeben,
wenn:

1. die Sondernutzung den Gemeingebrauch erheb-
lich einschränken würde,

2. der Vorrang bei der Durchführung von Straßen-
baulastträgeraufgaben nach § 9 BbgStrG nicht
hinreichend gesichert ist,

3. von der Sondernutzung dauerhafte Schäden an
der öffentlichen Straße und ihren Bestandteilen
auftreten würden,

4. von der Sondernutzung schädliche Umweltein-
wirkungen ausgehen würden (z. B. Verbot des
Abstellens außer Betrieb gesetzter Kraftfahr-
zeuge, Extremverschmutzungen durch Maschi-
nen und Geräte o. ä.),

5. von der Sondernutzung Gefahren für die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs ausge-
hen würden,

6. städtebauliche und sonstige öffentliche Belange
(z. B. Brandschutz, Umweltschutz, Naturschutz,
Belange des Baurechts, des Gewerberechtes, der
Hygiene usw.) beeinträchtigt würden,

7. eine Gefahr für die Allgemeinheit zu erwarten ist
und dadurch die öffentliche Sicherheit und
Ordnung bedroht wird,

8. die Straße eingezogen werden soll (§ 8 BbgStrG).

(2) Sondernutzungen an, unter und auf Ingenieurbau-
werken sind unzulässig.

(3)  Ambulanter Handel ist nur auf den in der jeweils gül-
tigen Marktsatzung ausgewiesenen Marktflächen oder
auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen im
Rahmen von Veranstaltungen nach § 19 BbgStrG i. V.
m.  § 29 StVO gestattet.

§ 7 Erlaubnisantrag

(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag
erteilt. Dieser ist grundsätzlich gemäß Vordruck
(3-fach) bei der Stadt Cottbus, mindestens zwei
Wochen vor Nutzungsbeginn einzureichen. 

(2) Die Stadt ist berechtigt, weitere Unterlagen, wie
z. B. städtebauliche oder andere ordnungsrechtliche
Bescheide, Genehmigungen oder Erlaubnisse vom
Antragsteller zu verlangen. Antragsteller sind grund-
sätzlich diejenigen, die unmittelbar für die
Durchführung der Sondernutzung verantwort-
lich sind. 
Treten bei einer Maßnahme mehrere Nutzer auf,
bestimmt die Verantwortung für die unmittelbare
Antragstellung der Veranlasser (auch Bauherr) der
Maßnahme. 
Der Veranlasser hat in jedem Fall den Erlaubnisantrag
gegenzuzeichnen.

§ 8 Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird unbeschadet anderer öffentlich-
rechtlicher Erlaubnisse oder privater Rechte Dritter
erteilt. Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf
erteilt. Sie kann mit Bedingungen versehen und mit
Auflagen verbunden werden. Sie ist nicht übertragbar.

(2) Muss eine auf Zeit erteilte Erlaubnis zur Sonder-
nutzung aus Gründen des Straßenzustandes, des
Straßenbaues, der Straßenunterhaltung oder aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vor
Ablauf der Zeit widerrufen werden, besteht kein
Anspruch des Erlaubnisnehmers auf Schadensaus-
gleich gegenüber der Stadt.

§ 9 Haftung

Der Antragsteller, der Erlaubnisnehmer sowie derjeni-
ge, der die Sondernutzung ausübt oder in seinem
Interesse ausüben lässt, sind verpflichtet, die Stadt
von allen Schadenersatzansprüchen und sonstigen
Ansprüchen Dritter freizustellen.
Diese Verpflichtung trifft die genannten Personen
gesamtschuldnerisch.

§ 10 Pflichten des Erlaubnisnehmers

(1) Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und
zu unterhalten, dass sie  den Anforderungen der
Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten
Regeln der Technik genügen.
Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung der
Stadt als Träger der Straßenbaulast. 
Der Erlaubnisnehmer hat sein Verhalten und den
Zustand seiner Sachen so einzurichten, dass niemand
gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den
Umständen unvermeidlich behindert oder belästigt
wird; er hat insbesondere die von ihm erstellten
Einrichtungen sowie die ihm zugewiesene Fläche in
ordnungsgemäßem, sauberem Zustand zu halten.

(2) Der Erlaubnisnehmer hat die Anlagen auf Verlangen
der Stadt auf seine Kosten zu ändern und alle Kosten
zu ersetzen, die der Stadt durch die Sondernutzung
entstehen. Hierfür kann die Stadt angemessene
Vorschüsse und Sicherheiten verlangen.

(3) Der Erlaubnisnehmer hat darauf zu achten, dass der
ungehinderte Zugang zu allen in der Straße eingebau-
ten Einrichtungen der öffentlichen Ver- und
Entsorgung möglich ist. Soweit bei der Aufstellung,
Anbringung oder Entfernung von Gegenständen ein
Aufgraben des Gehweges, des Radweges oder der
Fahrbahn erforderlich wird, müssen die Arbeiten so
vorgenommen werden, dass jede dauerhafte
Beschädigung des Straßenkörpers, der Grünanlagen
und Bäume, der Wege und anderer Anlagen, insbeson-
dere der Wasserabzugsrinnen und der Ver- und
Entsorgungsleitungen sowie Lageänderung vermie-
den wird. Zugänge und Zufahrten zu Grundstücken
sind zu sichern. Die Sondernutzung ist so auszuüben,
dass die angrenzenden Straßenräume behindertenge-
recht weiter genutzt werden können.

(4) Mit dem Erlöschen der Erlaubnis hat der
Erlaubnisnehmer alle von ihm erstellten Einrich-
tungen zu entfernen und den früheren Zustand der
öffentlichen Straße ordnungsgemäß wieder herzustel-
len. Bis zum Zeitpunkt der Abnahme durch die Stadt
ist der Erlaubnisnehmer verkehrssicherungspflichtig.
Für die Wiederherstellung der in Anspruch genomme-
nen öffentlichen Straßen gelten die technischen
Richtlinien und Vorschriften im Straßenwesen.

(5) Kommt der Erlaubnisnehmer einer der ihm ob-
liegenden Verpflichtungen nicht nach, ist die Stadt
befugt, die zur Beendigung der Benutzung oder zur
Erfüllung von Auflagen erforderlichen Maßnahmen
anzuordnen.

(6) Die Stadt ist berechtigt nach der Erlaubniserteilung

weitere Auflagen zu erteilen.

§ 11 Sondernutzungsgebühren
(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden

Gebühren nach Maßgabe des anliegenden Gebühren-
tarifs erhoben.

Die Gebühr wird im Einzelfall bemessen nach:

1. der Einwirkung auf die Substanz der Straße,
2. der Einwirkung auf den Gemeingebrauch,
3. dem Umfang des wirtschaftlichen Interesses

des Antragstellers,
4. nach den Bemessungskriterien gemäß Abs. 10. 

(2) Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungs-
erlaubnis Verwaltungsgebühren zu erheben, bleibt
unberührt.

(3) Die Gebührenpflicht entsteht

1. mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis,

2. bei unerlaubter Sondernutzung mit dem Beginn
der Nutzung.

(4) Die Stadt kann eine ermäßigte Gebühr festsetzen oder
von der Festsetzung ganz absehen, wenn und soweit
eine Gebührenerhebung aus Billigkeitsgründen, ins-
besondere zur Vermeidung sozialer Härten angebracht
erscheint. Das gleiche gilt bei Sondernutzungen, die
im besonderen öffentlichen Interesse liegen.

(5) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des
Gebührenbescheides fällig. 

(6) Wird eine auf Zeit erlaubte Sondernutzung vorzeitig
aufgehoben, besteht kein Anspruch auf Erstattung ent-
richteter Gebühren. Gebühren werden anteilmäßig
erstattet, wenn die Stadt eine Sondernutzungser-
laubnis aus Gründen widerruft, die nicht vom
Gebührenschuldner zu vertreten sind.

(7) Gebührenschuldner ist der Erlaubnisnehmer der
Sondernutzung oder wer die Sondernutzung in seinem
Interesse ausüben lässt. Mehrere Gebührenschuldner
haften als Gesamtschuldner.

(8) Gebührenbefreiung besteht, wenn:

1. Havarien und Katastrophenfälle Sondernutzun-
gen nach sich ziehen,

2. die Stadt im Einzelfall vertraglich oder auf
anderem Weg Gebührenfreiheit geregelt hat,

3.  Fahrradständer aufgestellt werden (jedoch nicht
bei gewerblicher Betreibung).

(9) Von der Entrichtung einer Gebühr sind ferner befreit:

1. die Bundesrepublik, das Land, die Gemeinden
und die Gemeindeverbände, sofern Gegenseitig-
keit gewährleistet ist und die Sondernutzung nicht
ihre wirtschaftlichen Unternehmen betrifft. Es
tritt keine Gebührenbefreiung ein, wenn die
Gebühr einem Dritten als Veranlasser aufzuerle-
gen ist,

2. die zur Wahl zugelassenen politischen Parteien
und Wählergruppen bei Wahlen, Abstimmungen
und Bürgerentscheiden im Land Brandenburg im
Zeitraum von 2 Monaten unmittelbar vor dem
Wahltag, Gewerkschaften, Kirchen, öffentlich-
rechtliche Religionsgemeinschaften, karitative
Verbände, 

3. gemeinnützige Organisationen und eingetragene
Vereine, sofern die Sondernutzung unmittelbar
der Durchführung ihrer parteilichen, gewerk-
schaftlichen, religiösen, karitativen oder ihrer
anerkannt gemeinnützigen Aufgaben dient und 
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nicht auf eine Gewinnerzielungsabsicht orientiert
ist. 

(10) Das Stadtgebiet wird in folgende Zonen einge-
teilt:

Zone 1
Das von folgenden Straßenzügen umschlossene
Gebiet einschließlich dieser Straßen:

Hubertstraße, Zimmerstraße, Spree (entgegen der
Fließrichtung), nördlich der Eisenbahnlinie
Richtung Westen, geradlinige Verbindung in
Richtung Norden, zur Schillerstraße, Schiller-
straße, Lessingstraße, Karl-Marx-Straße, Hubert-
straße

Zone 2
Alle Flächen zwischen der v. g. Begrenzung und dem
mittleren Straßenring in nachstehender Führung ein-
schließlich dieser Straßen:

Nordring, Stadtring, Vetschauer Straße (Einmün-
dung Tranitzer Straße) in Richtung Norden,
Waisenstraße, Pappelallee, Verlängerung Nord-
ring 

Zone 3
Gebiet außerhalb der Zone 1 und 2 bis Stadtgrenze

§ 12 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 47 BbgStrG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 dieser Satzung eine Straße ohne die
erforderliche Erlaubnis benutzt,

2. einer nach § 8 Abs. 1 dieser Satzung erteilten
Bedingung oder Auflage nicht   nachkommt,

3. entgegen § 10 Abs. 1 dieser Satzung Anlagen
nicht vorschriftsmäßig errichtet oder unterhält,

4. entgegen § 10 Abs. 4 dieser Satzung den früheren
Zustand der ihm überlassenen öffentlichen Straße
nicht ordnungsgemäß wiederherstellt.

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße
gemäß § 47 (2) BbgStrG geahndet werden.

§ 13 Übergangsregelungen

Sondernutzungen, für die vor Inkrafttreten dieser Satzung
die Stadt eine Erlaubnis auf Zeit oder auf Widerruf erteilt
hat, bedürfen keiner erneuten Erlaubnis nach dieser
Satzung.

§ 14 Inkrafttreten/ Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über Erlaubnisse und
Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen
Straßen in der Stadt Cottbus vom 26.03.2003
(Beschluss – Nr. IV-024-46/03) außer Kraft.

Cottbus, den 25. 10. 2007

In Vertretung

gez. Holger Kelch
Bürgermeister

Anlage

Gebührentarife
Sondernutzung       

Tarif-   Art der                       Zone                                 
Nr. Sondernutzung           (EURO / angefangene m2)   

1 2 3        
1 Eingriff in den

Straßenkörper
(außer öffentl. Ver-
und Entsorgungs-
leitungen
wöchentlich 2,00 1,60 1,20

2 Baustelleneinrichtungen,
Baustoffablagerungen,
Container- u. Gerüst-
aufstellung
wöchentlich 1,25 1,00 0,75

3 Ortsfeste Verkaufs-
einrichtungen
täglich 1,00 0,80 0,60

4 Aufstellung von
Warenautomaten
täglich 0,75 0,60 0,45

5 Ambulante Verkaufs-
einrichtungen
(außerhalb der
Wochenmärkte)
täglich 0,75 0,60 0,45

6 Warenauslagen, Verkauf 
an der Stätte der Leistung, 
Straßencafés u. ä.
wöchentlich 0,70 0,60 0,50

7 Warenverkauf aus eigener
Produktion
(nichtgewerblicher 
Kleinsterzeuger)
wöchentlich 0,25 0,20 0,15 

8 Kommerzielle Märkte, 
Messen und 
Veranstaltungen 
wöchentlich 1,00 0,80 1,20

9 Informationsstände
täglich
für die ersten 100 m2 1,00 0,80 0,60
darüber hinaus je m2 0,75 0,60 0,45

10 Bewegliche
Außenwerbung
Stundengebühr
pro Aktion 2,00 1,70 1,40

11 Private Fahrradständer,
Fahrradabstell-
anlagen mit Werbung 
(ohne Werbung
gebührenfrei)
monatlich 3,00 2,00 1,00

12 Werbeanlagen sofern
nicht mit der Stadt 
andere Regelungen 
getroffen wurden
täglich 0,60 0,50 0,40

Die Mindestgebühr beträgt 30,00 Euro. Für uner-
laubte, erlaubnisfähige Sondernutzungen wird die
doppelte Gebühr erhoben.

Bruchteile der Wochengebühr werden nach Tagen
berechnet. Die Tagesgebühr beträgt in diesen
Fällen 1/7 der Wochengebühr.

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung einer
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Trinkwasserleitung DN 180 x 16,4 PE-HD - teilweise
mit Schutzrohr DN 300 ST - mit Zubehör verlaufend
südlich der Skadower Hauptstraße die Spree kreuzend
im Bereich südlich der Skadower Hauptstraße sowie im
östlichen und nördlichen Bereich der Straße Am
Bahnhof in den Gemarkungen Döbbrick, Saspow und
Willmersdorf.
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsver-
ordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I
S. 3900) - hat die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co.
KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046 Cottbus mit Datum
vom 20.11.2006 bei der Unteren Wasserbehörde der Stadt
Cottbus für die Trinkwasserleitung DN 180 x 16,4 PE-HD
- teilweise mit Schutzrohr DN 300 ST - mit Zubehör ver-
laufend südlich der Skadower Hauptstraße die Spree kreu-
zend im Bereich südlich der Skadower Hauptstraße sowie
im östlichen und nördlichen Bereich der Straße Am
Bahnhof in den Gemarkungen Döbbrick, Saspow und
Willmersdorf die Erteilung einer Leitungs- und
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.
Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und
Erneuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder
Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend
genannte Grundstücke:

• Gemarkung Döbbrick; Flur 7; Flurstücke 165,
166/1

• Gemarkung Döbbrick; Flur 8; Flurstücke 99, 103,
117, 123

• Gemarkung Saspow; Flur 71; Flurstücke 407, 898 
• Gemarkung Willmersdorf; Flur 2; Flurstücke

212, 394, 425, 436, 545, 546, 551, 561, 562, 566, 570

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 26.11.2007 bis 21.12.2007
bei der
Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5, 03046
Cottbus, Zimmer 461

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB104-
TWWillm2Döbb8-7 während der Dienstzeiten zur
Einsicht öffentlich ausgelegt.
Widersprüche können von den Grundstückseigentümern
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfrei-
en Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem
Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entspre-
chenden Vermerk erteilt.

Cottbus, den 05.10.2007
gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung einer
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Mischwasserleitung DN 200 Stz – abschnittsweise
übergehend in DN 100 St - mit Zubehör und
Pumpstation verlaufend im Bereich westlich und süd-
lich des Objektes Gerhart-Hauptmann-Straße 09A in
der Gemarkung Sandow, die Mischwasserleitung DN
200 Stz mit Zubehör verlaufend im Bereich westlich
und südlich des Am Großen Spreewehr 07 in der
Gemarkung Sandow und die Mischwasserleitung DN
200 Stz mit Zubehör verlaufend im Bereich östlich des
Objektes Gerhart-Hauptmann-Straße 08 zu der vorge-
nannten Leitung in der Gemarkung Sandow.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I
S. 2182), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsver-
ordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I 
S. 3900) - hat die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co.
KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046 Cottbus mit den
Schreiben vom 14.06.2006 und vom 05.01.2007 bei der
Unteren Wasserbehörde der Stadt Cottbus für die
Mischwasserleitung DN 200 Stz – abschnittsweise überge-
hend in DN 100 St - mit Zubehör und Pumpstation verlau-
fend im Bereich westlich und südlich des Objektes
Gerhart-Hauptmann-Straße 09A in der Gemarkung
Sandow, die Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör
verlaufend im Bereich westlich und südlich des Am
Großen Spreewehr 07 in der Gemarkung Sandow und die
Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend
im Bereich östlich des Objektes Gerhart-Hauptmann-
Straße 08 zu der vorgenannten Leitung in der Gemarkung
Sandow die Erteilung einer Leitungs- und
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persön-
liche Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke
zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die
belasteten Grundstücke für den Betrieb, die Instand-
setzung und Erneuerung der Anlage zu betreten und zu
nutzen, Wasser in einer Leitung über die Grundstücke zu
führen und von dem Grundstückseigentümer bzw.
Erbbauberechtigten zu verlangen, dass er auf den
Schutzstreifen keine Gebäude errichtet bzw. errichten lässt
oder sonstige Einwirkungen vornimmt, die den ordnungs-
gemäßen Bestand oder Betrieb der Leitung beeinträchti-
gen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend
genannte Grundstücke:

• Gemarkung Sandow; Flur 86; Flurstücke 33, 36,
37, 79, 80, 82

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 26.11.2007 bis 21.12.2007
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5, 03046
Cottbus, Zimmer 461

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB88-
MWSand86 während der Dienstzeiten zur Einsicht öffent-
lich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfrei-

en Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem
Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entspre-
chenden Vermerk erteilt.

Cottbus, den 05.10.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung einer
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Mischwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend westlich des Objektes Senftenberger Straße 18 -
16 in der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die
Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend östlich des Objektes Senftenberger Straße 18 - 16
in der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die
Mischwasserleitung DN 150 Stz – übergehend in DN
200 Stz - mit Zubehör verlaufend nördlich des
Objektes Finsterwalder Straße 21 – 21B in der
Gemarkung Spremberger Vorstadt, die Regenwasser-
leitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend südlich
und westlich des Objektes Finsterwalder Straße 21 –
21B in der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die
Mischwasserleitungen DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend östlich des Objektes Räschener Straße 32 – 32E in
der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die
Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend westlich und nördlich des Objektes Räschener
Straße 32 – 32E in der Gemarkung Spremberger
Vorstadt.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsver-
ordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I
S. 3900) - hat die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co.
KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046 Cottbus mit Datum
vom 08.03.2007 bei der Unteren Wasserbehörde der Stadt
Cottbus für die Mischwasserleitung DN 200 Stz mit
Zubehör verlaufend westlich des Objektes Senftenberger
Straße 18 - 16 in der Gemarkung Spremberger Vorstadt,
die Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend östlich des Objektes Senftenberger Straße 18 - 16 in
der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die Mischwasser-
leitung DN 150 Stz – übergehend in DN 200 Stz - mit
Zubehör verlaufend nördlich des Objektes Finsterwalder
Straße 21 – 21B in der Gemarkung Spremberger Vorstadt,
die Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend südlich und westlich des Objektes Finsterwalder
Straße 21 – 21B in der Gemarkung Spremberger Vorstadt,
die Mischwasserleitungen DN 200 Stz mit Zubehör ver-
laufend östlich des Objektes Räschener Straße 32 – 32E in
der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die Regen-
wasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend west-
lich und nördlich des Objektes Räschener Straße 32 – 32E
in der Gemarkung Spremberger Vorstadt die Erteilung
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung bean-
tragt.

Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und
Erneuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude

errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder
Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend
genannte Grundstücke:

• Gemarkung Spremberger Vorstadt; Flur 148;
Flurstücke 52, 54, 56, 63, 86, 87, 88

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 26.11.2007 bis 21.12.2007
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5, 03046
Cottbus, Zimmer 461

während der Dienstzeiten unter dem Aktenzeichen LARB-
LWG-ARB116-MWRWSpremV148 zur Einsicht öffent-
lich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfrei-
en Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem
Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entspre-
chenden Vermerk erteilt.

Cottbus, den 05.10.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung einer
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Mischwasserleitung DN 200 Stz – übergehend in DN
300 Stz - mit Zubehör verlaufend östlich der Straße der
Jugend im Bereich nördlich und westlich des Objektes
Straße der Jugend 54 in der Gemarkung Spremberger
Vorstadt, die Mischwasserleitung DN 250 Stz – überge-
hend in DN 400 Stz - mit Zubehör verlaufend südlich
und westlich des Objektes Straße der Jugend 54 in der
Gemarkung Spremberger Vorstadt, die Mischwasser-
leitungen DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend südlich
der Philipp-Melanchthon-Straße im Bereich nördlich
der Objekte Ottilienstraße 05 in der Gemarkung
Spremberger Vorstadt.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I
S. 2182), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der
Verordnung zur Durchführung des Grundbuchbereini-
gungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet
des Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsver-
ordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I
S. 3900) - hat die LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co.
KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046 Cottbus mit Datum
vom 24.04.2007 bei der Unteren Wasserbehörde der Stadt
Cottbus für die Mischwasserleitung DN 200 Stz – überge-
hend in DN 300 Stz - mit Zubehör verlaufend östlich der
Straße der Jugend im Bereich nördlich und westlich des
Objektes Straße der Jugend 54 in der Gemarkung
Spremberger Vorstadt, die Mischwasserleitung DN 250
Stz – übergehend in DN 400 Stz - mit Zubehör verlaufend
südlich und westlich des Objektes Straße der Jugend 54 in
der Gemarkung Spremberger Vorstadt, die
Mischwasserleitungen DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend südlich der Philipp-Melanchthon-Straße im Bereich
nördlich der Objekte Ottilienstraße 05 in der Gemarkung 
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Spremberger Vorstadt die Erteilung einer Leitungs- und
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.
Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und
Erneuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder
Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend
genannte Grundstücke:

• Gemarkung Spremberger Vorstadt; Flur 129;
Flurstücke 46, 60, 68, 77

• Gemarkung Spremberger Vorstadt; Flur 141;
Flurstück 148

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 26.11.2007 bis 21.12.2007
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5, 03046
Cottbus, Zimmer 461

während der Dienstzeiten unter dem Aktenzeichen LARB-
LWG-ARB128-MWSpremV129/141 zur Einsicht öffent-
lich ausgelegt.
Widersprüche können von den Grundstückseigentümern
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfrei-
en Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem
Widerspruch wird die Bescheinigung mit einem entspre-
chenden Vermerk erteilt.

Cottbus, den 05.10.2007

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

„ Altes Straßenbahndepot”
Beschluss zur Aufstellung eines Textbebauungsplanes

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat
am 24.10.2007 in öffentlicher Sitzung beschlossen, für das
im Übersichtsplan gekennzeichnete Gebiet (ehemaliger
Straßenbahnbetriebshof der Cottbusverkehr GmbH) einen
Textbebauungsplan mit der Bezeichnung „Altes
Straßenbahndepot“ (Plan-Nr.: W/50/72) aufzustellen.
Mit der vorgenannten Maßnahme soll im Interesse der
Sicherung der zentralen Versorgungsbereiche an den inte-
grierten verbrauchernahen Standorten die planungsrecht-
liche Zulässigkeitsvoraussetzung für eine eingeschränkte
gewerbliche Nutzung i. S. des § 8 BauNVO geschaffen
werden.
Der räumliche Geltungsbereich des aufzustellenden
Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 0,5 ha.
Begrenzt wird das Gebiet im Norden von der Berliner
Straße, im Osten von der Waisenstraße, im Süden von der
Karl-Liebknecht-Straße und westlich von der dort angren-
zenden Wohnbebauung.
Dies wird hiermit bekannt gegeben. 

Cottbus, 08.11.2007  

gez. Frank Szymanski  
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Beschluss zur 1. Änderung
des Bebauungsplanes

Sielower Landstraße Ost II
im vereinfachten Verfahren

nach § 13 BauGB
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus hat
am 24.10.2007 in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen,
den Bebauungsplan „Sielower Landstraße Ost II“ gemäß
§ 2 Abs. 1 BauGB i. V. mit § 1 Abs. 8 BauGB im verein-
fachten Verfahren nach § 13 BauGB zu ändern. 

Die Änderung des Bebauungsplanes ergibt sich aus
folgendem Kartenausschnitt.

Maßgebend ist der Lageplan der Bebauungsplanänderung
in der Fassung vom Oktober 2007.

Mit der Änderung des Bebauungsplanes sollen die pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes zur
Art der baulichen Nutzung geändert werden. Die
Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben soll ausgeschlos-
sen werden.

Wir weisen darauf hin, dass keine Umweltprüfung statt-
findet (§ 13 Abs. 3 BauGB).

Dies wird hiermit bekannt gegeben. 

Cottbus, 08.11.2007

gez. Frank Szymanski                                                   
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus     

Abwasserzweckverband Cottbus Süd-Ost 
Die Verbandsversammlung

EINLADUNG
Sehr geehrte Damen und Herren,
zur Sitzung des Abwasserzweckverbandes Cottbus Süd-
Ost am

Freitag, dem 07. Dezember 2007, um 9:00 Uhr

im Sitzungssaal der Gemeinde Neuhausen/Spree lade ich
Sie recht herzlich ein.

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

01. Eröffnung und Feststellung der ordnungsgemäßen und
fristgerechten Ladung

02. Feststellung der Beschlussfähigkeit
03. Beschlussfassung über die Tagesordnung 
04. Einwohnerfragestunde
05. Genehmigung des Protokolls Nr. 02/2007 vom

12. Oktober 2007
06. Wahl des Stellvertreters des Verbandsvorstehers 
07. Wahl des Stellvertreters des Vorsitzenden der

Verbandsversammlung

08. Beratung und Beschlussfassung Nr. 05/2007 zum
geänderten Wirtschaftsplan 2007

09. Beratung und Beschlussfassung Nr. 06/2007 zum
Betreiberentgelt 2008

10. Beratung und Beschlussfassung Nr. 07/2007 zum
Wirtschaftsplan 2008

11. Information zur zukünftigen Abwasseraufgaben-
lösung des AZV Cottbus Süd-Ost und der Stadt
Cottbus

12. Mitteilungen
13. Anfragen

Die Tagesordnung kann bei Bedarf erweitert werden.

Neuhausen, den 07. November 2007

Mit freundlichen Grüßen

gez. Blasius gez. Perko
Vorsitzender Verbandsvorsteher
der Verbandsversammlung
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Wichtige Hinweise zur
Lohnsteuerkarte 2008

Was ist zu tun mit der Lohnsteuerkarte?
Bevor Sie die Lohnsteuerkarte Ihrem Arbeitgeber aushän-
digen, prüfen Sie bitte die Eintragungen! Wichtig sind
Geburtsdatum, Steuerklasse, Zahl der Kinderfreibeträge
(nur Kinder unter 18 Jahren) und die Eintragungen zum
Kirchensteuerabzug. Maßgebend für die Eintragungen
sind die Verhältnisse am 1. Januar 2008.
Sollten Sie Ihre Lohnsteuerkarte 2008 voraussichtlich
nicht benötigen, senden Sie die Lohnsteuerkarte, versehen
mit einem entsprechenden Vermerk, an die zuständige
Gemeinde zurück. 
Wenn Ihre Lohnsteuerkarte verloren gegangen, unbrauch-
bar geworden oder zerstört worden ist, stellt Ihnen die
Gemeinde gegen Gebühr eine Ersatzlohnsteuerkarte aus.

Welche Gemeinde ist zuständig?
Für die Ausstellung der Lohnsteuerkarte ist die Gemeinde
zuständig, in der Sie am 20. September 2007 mit Ihrer
Wohnung (bei mehreren Wohnungen mit der
Hauptwohnung) gemeldet waren.

Was tun, wenn die Eintragungen nicht stimmen?
Lassen Sie fehlende oder falsche Eintragungen bitte umge-
hend von der Gemeinde berichtigen, die Ihre
Lohnsteuerkarte ausgestellt hat. Sie sind gesetzlich ver-
pflichtet, die Eintragungen berichtigen zu lassen, wenn die
Eintragungen zu Ihren Gunsten von den tatsächlichen
Verhältnissen am 1. Januar 2008 abweichen. Die
Gemeinde ist auch berechtigt, die Vorlage Ihrer
Lohnsteuerkarte zwecks Berichtigung zu verlangen. 
Wichtig: Sie selbst oder Ihr Arbeitgeber dürfen keine
Eintragungen oder Änderungen vornehmen.

Was tun, wenn sich die Verhältnisse gegenüber dem
1. Januar 2008 ändern?
Bei Heirat im Laufe des Jahres 2008 oder wenn nach dem
1. Januar 2008 ein Kind geboren wird, können Sie die
Eintragungen ab dem jeweiligen Zeitpunkt ändern lassen.
Der Antrag zur Änderung der Steuerklasse oder der
Zahl der Kinderfreibeträge muss jedoch spätestens am 
30. November 2008 gestellt sein. Ist für jeden Ehegatten
eine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden, sollten dem
Antrag beide Lohnsteuerkarten beigefügt werden. Bei
dauernder Trennung oder Scheidung der Ehegatten oder
bei einem Wohnungswechsel im Laufe des Jahres 2008 ist
eine Änderung der Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte
nicht erforderlich.

Steuerklassen 
Die Steuerklassen sind für die Höhe der Lohnsteuer beson-
ders wichtig. Welche Steuerklasse für Sie in Frage kommt,
können Sie den nachstehenden Erläuterungen entnehmen:

Steuerklasse I
- Ledige oder Geschiedene; 
- Verwitwete, deren Ehegatte vor 2007 verstorben ist;
- Verheiratete, die von ihrem Ehegatten dauernd

getrennt leben oder deren Ehegatte im Ausland
wohnt.

Steuerklasse II
In die Steuerklasse II gehören die unter Steuerklasse I
genannten Personen, wenn bei ihnen die Voraussetzungen
für den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b
EStG) erfüllt sind. Liegen die Voraussetzungen für die
Eintragung der Steuerklasse II erstmals vor, wird die
Gemeinde die Steuerklasse II nur dann bescheinigen,
wenn der Arbeitnehmer der Gemeinde schriftlich versi-
chert hat, dass er die Voraussetzungen für die Gewährung
des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende erfüllt. Ein
Muster für die schriftliche Versicherung steht im Internet
unter http://www.mdf.brandenburg.de/media/1385/efa.pdf
zur Verfügung.

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (bzw. die
Steuerklasse II) wird einem alleinstehenden Steuer-
pflichtigen gewährt, wenn zu seinem Haushalt mindestens
ein Kind gehört, für das ihm ein Freibetrag nach
§ 32 Abs. 6 EStG (Kinderfreibetrag sowie Freibetrag
für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungs-
bedarf) oder Kindergeld zusteht. Die Haushalts-
zugehörigkeit des Kindes wird unterstellt, wenn es 
(mit Haupt- oder Nebenwohnsitz) in der Wohnung des
Steuerpflichtigen gemeldet ist. Ist das Kind bei 
mehreren Steuerpflichtigen gemeldet, steht der
Entlastungsbetrag demjenigen Alleinstehenden zu, der
die Voraussetzungen auf Auszahlung des Kindergeldes
nach § 64 Abs. 2 Satz 1 EStG (tatsächliche
Haushaltsaufnahme des Kindes) erfüllt oder erfüllen
würde (Fälle, in denen nur ein Anspruch auf einen
Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG besteht).

Als alleinstehend gelten Steuerpflichtige, die

a) nicht die Voraussetzungen für die Anwendung des
Splitting-Verfahrens (Ehegattenveranlagungs-
wahlrecht nach § 26 Abs. 1 EStG) erfüllen oder
verwitwet sind

und

b) keine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen
volljährigen Person bilden, es sei denn,
- für diese steht ihnen ein Freibetrag nach § 32

Abs. 6 EStG oder Kindergeld zu
oder
- es handelt sich um ein Kind i. S. d. des § 63

Abs. 1 EStG (leibliches Kind / Adoptivkind,
Pflegekind oder ein zum Haushalt gehörendes
Stief- oder Enkelkind), das seinen gesetzlichen
Grundwehr- bzw. Zivildienst ableistet, sich für
die Dauer von nicht mehr als drei Jahren zum
Wehrdienst verpflichtet hat oder eine Tätigkeit
als Entwicklungshelfer ausübt.

Sobald eine andere volljährige Person mit Haupt- oder
Nebenwohnsitz in der Wohnung des Steuerpflichtigen
gemeldet ist, wird vermutet, dass sie mit dem
Steuerpflichtigen gemeinsam wirtschaftet und damit eine
Haushaltsgemeinschaft vorliegt. Diese Vermutung ist nicht
widerlegbar, wenn der Steuerpflichtige mit der anderen
Person in eheähnlicher Gemeinschaft bzw. in einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft lebt. In anderen Fällen ist
die Vermutung der Haushaltsgemeinschaft widerlegbar.
Ob und wann die Vermutung als widerlegt angesehen wer-
den kann, ist nach den gesamten Umständen des
Einzelfalls zu entscheiden. In der Regel wird eine zwei-
felsfreie Versicherung ausreichen.

Die Gemeinde ist für die Eintragung der Steuerklasse II
zuständig, wenn der Alleinerziehende mindestens ein 
minderjähriges Kind hat. Bei Alleinerziehenden mit
Kindern, die alle bereits zu Beginn des Kalenderjahres 
das 18. Lebensjahr vollendet haben, wird die Steuer-
klasse II hingegen auf Antrag nur vom Finanzamt einge-
tragen.

Steuerklasse III 
- Verheiratete, wenn beide Ehegatten im Inland woh-

nen, nicht dauernd getrennt leben und der Ehegatte 
a) keinen Arbeitslohn bezieht oder
b) Arbeitslohn bezieht und in die Steuerklasse V ein-

gereiht wird.
- Verwitwete, wenn der Ehegatte nach dem

31. Dezember 2006 verstorben ist, beide am Todestag
im Inland gewohnt und nicht dauernd getrennt gelebt
haben.

Steuerklasse IV
Verheiratete, wenn beide Ehegatten Arbeitslohn beziehen,
im Inland wohnen und nicht dauernd getrennt leben. 

Steuerklasse V
Tritt für einen Ehegatten an die Stelle der Steuerklasse IV,
wenn der andere Ehegatte in die Steuerklasse III eingereiht
wird.

Steuerklasse VI 
Ist auf jeder zweiten und weiteren Lohnsteuerkarte zu
bescheinigen, wenn nebeneinander von mehreren
Arbeitgebern Arbeitslohn bezogen wird.

Steuerklassenwahl
Bezieht auch Ihr Ehegatte Arbeitslohn, so müssen
Sie zunächst wissen, dass Ehegatten grundsätzlich
gemeinsam besteuert werden. Beim Lohnsteuer-
abzug kann aber nur der eigene Arbeitslohn zugrunde
gelegt werden. Erst nach Ablauf des Kalenderjahres kön-
nen die Arbeitslöhne beider Ehegatten zusammengeführt
und die zutreffende Jahressteuer ermittelt werden. Um
dem Jahresergebnis möglichst nahe zu kommen, stehen
den Ehegatten zwei Steuerklassenkombinationen zur
Wahl:
Die Steuerklassenkombination IV/IV geht davon aus, dass
die Ehegatten ungefähr gleich viel verdienen. Sie führt
regelmäßig dann zu einer Steuerüberzahlung, wenn die
Arbeitslöhne der Ehegatten unterschiedlich hoch sind.
Zuviel gezahlte Steuer wird nach Ablauf des Jahres vom
Finanzamt erstattet, wenn die Veranlagung zur
Einkommensteuer beantragt wird.
Die Steuerklassenkombination III/V ist so gestaltet, dass
die Summe der Steuerabzugsbeträge für beide Ehegatten
in etwa der gemeinsamen Jahressteuer entspricht, wenn
der in Steuerklasse III eingestufte Ehegatte 60 v.H., der in
Steuerklasse V eingestufte Ehegatte 40 v. H. des gemein-
sam zu versteuernden Einkommens erzielt. Bei dieser
Steuerklassenkombination ist die Überprüfung der gezahl-
ten Steuer durch das Finanzamt im Rahmen der
Einkommensteuerveranlagung zwingend vorgeschrieben
(Pflichtveranlagung); zu wenig gezahlte Steuer wird nach
erhoben, zuviel gezahlte Steuer wird erstattet.

Steuerklassenwechsel bei Ehegatten
Sind Sie und Ihr Ehegatte bisher schon als Arbeitnehmer
tätig, so trägt die Gemeinde auf Ihren Lohnsteuer-
karten die Steuerklasse ein, die auf Ihren Lohnsteuer-
karten 2007 bescheinigt war. Diese Steuerklassen-
eintragung können Sie vor dem 1. Januar 2008 von der
Gemeinde, welche die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat,
ändern lassen. 
Einen Steuerklassenwechsel im Laufe des Jahres 2008
können Sie gemeinsam mit Ihrem Ehegatten unter Vorlage
beider Lohnsteuerkarten bei der Gemeinde einmal,
und zwar spätestens bis zum 30. November 2008, bean-
tragen. In Fällen, in denen im Laufe des Jahres 2008 
ein Ehegatte aus dem Dienstverhältnis ausscheidet oder
verstirbt, kann bis zum 30. November 2008 bei der
Gemeinde auch noch ein weiteres Mal der
Steuerklassenwechsel beantragt werden. Das gleiche gilt,
wenn Sie oder Ihr Ehegatte nach vorangegangener
Arbeitslosigkeit wieder ein Dienstverhältnis eingehen,
oder wenn Sie sich von Ihrem Ehegatten im Laufe des
Jahres auf Dauer getrennt haben. Der Steuer-
klassenwechsel kann nur mit Wirkung vom Beginn des
auf die Antragstellung folgenden Monats vorgenommen
werden.

Auswirkungen der Steuerklassen auf Lohnersatz-
leistungen
Denken Sie bitte daran, dass die Steuerklassenkombi-
nation auch die Höhe von Lohnersatzleistungen
(Arbeitslosengeld, Krankengeld, Elterngeld, Mutter-
schaftsgeld) oder die Höhe des Lohnanspruchs bei
Altersteilzeit beeinflussen kann. Beziehen Sie bereits der-
artige Leistungen oder rechnen Sie in absehbarer Zeit mit
deren Inanspruchnahme, informieren Sie sich beim
zuständigen Träger der Lohnersatzleistungen (Agentur für
Arbeit, Krankenkasse) oder bei Ihrem Arbeitgeber über die
Auswirkungen eines Steuerklassenwechsels.
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Durch Freibeträge Steuern sparen
Vor einer Weitergabe der Lohnsteuerkarte an den
Arbeitgeber sollten Sie auch prüfen, ob ein Freibetrag, 
z. B. wegen erhöhter Werbungskosten, Sonderausgaben
oder außergewöhnlicher Belastungen, eingetragen werden
kann. Hierbei sind folgende Änderungen, die für die
Eintragung eines Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte
2008 von Bedeutung sind, zu beachten:

- Kinder über 25 Jahren können grundsätzlich nicht
mehr auf der Lohnsteuerkarte eingetragen werden

- Aufwendungen für Wege zwischen Wohnung und
regelmäßiger Arbeitsstätte sind keine Werbungskosten
mehr; ab dem 21. Entfernungskilometer können die
Aufwendungen aber wie Werbungskosten berücksich-
tigt werden

- der Abzug von Kinderbetreuungskosten ist bereits ab
dem Kalenderjahr 2006 neu geregelt worden

- die Abzugsmöglichkeiten für haushaltsnahe Dienst-
leistungen / Handwerkerleistungen sind seit dem
Kalenderjahr 2006 erweitert worden.

Beachten Sie bei Ihrem Antrag auf Eintragung eines
Freibetrages auf die Lohnsteuerkarte bitte die
Antragsgrenze von jährlich 600 Euro. Zur Eintragung
eines Freibetrages müssen Ihre Aufwendungen diese
Grenze übersteigen. Für die Feststellung, ob die
Antragsgrenze überschritten wird, dürfen die wie
Werbungskosten abziehbaren Aufwendungen für Fahrten
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte und die
Werbungskosten nicht in voller Höhe, sondern nur mit
dem Betrag angesetzt werden, der den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag von 920 Euro (Ausnahme: Kinderbetreu-
ungskosten) oder den Pauschbetrag bei Versorgungs-
bezügen von 102 Euro übersteigt. Diese Antragsgrenze
gilt nicht für die Eintragung der Pauschbeträge aufgrund
einer Behinderung, des Freibetrages für haushaltsnahe
Beschäftigungen/Dienstleistungen/Handwerkerleistungen,
der Freibeträge wegen negativer Einkünfte aus anderen
Einkunftsarten, des Freibetrages bei Steuerklasse VI sowie
der Freibeträge für Kinder in Sonderfällen. Arbeitnehmer,
die Arbeitslohn aus mehreren Dienstverhältnissen neben-
einander beziehen, können auf der Lohnsteuerkarte mit
der Steuerklasse VI einen Freibetrag eintragen lassen,
wenn für den voraussichtlichen Jahresarbeitslohn aus dem
ersten Dienstverhältnis nach einer Hochrechnung noch
keine Lohnsteuer anfällt. In gleicher Höhe wird auf der
Lohnsteuerkarte für das erste Dienstverhältnis
(Steuerklasse I bis V) jedoch ein Hinzurechnungsbetrag
eingetragen, der ggf. mit einem auf dieser Lohnsteuerkarte
bereits eingetragenen oder noch einzutragenden Freibetrag
zu verrechnen ist. 
Wer einen Freibetrag auf der Lohsteuerkarte eintragen
lässt, ist verpflichtet nach Ablauf des Kalenderjahres eine
Einkommensteuererklärung abzugeben. Ausgenommen
sind die Fälle, in denen lediglich der Pauschbetrag für
behinderte Menschen, der Pauschbetrag für
Hinterbliebene oder der Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende in Sonderfällen eingetragen oder die
Kinderfreibetragszahl geändert worden ist.

Wie stellt man einen Ermäßigungsantrag?
Zur Eintragung von Freibeträgen müssen Sie bei Ihrem
Finanzamt einen Lohnsteuer-Ermäßigungsantrag stellen.
Verwenden Sie die beim Finanzamt oder im Internet unter 
http://www.mdf.brandenburg.de erhältlichen Vordrucke. 
Der Freibetrag wird grundsätzlich mit Wirkung vom
Beginn des auf die Antragstellung folgenden Monats auf
der Lohnsteuerkarte eingetragen. Beachten Sie bitte, dass
der Antrag spätestens bis zum 30. November 2008 gestellt
sein muss, danach kann eine Steuerermäßigung nur noch
bei einer Veranlagung zur Einkommensteuer für 2008
berücksichtigt werden.

Welches Finanzamt ist zuständig? 
Alle Anträge sind an das Finanzamt zu richten, in dessen
Bezirk Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt

haben. Bei mehreren Wohnungen ist der Wohnsitz maßge-
bend, an dem Sie sich vorwiegend aufhalten. Bei mehrfa-
chem Wohnsitz der Ehegatten, ist der Wohnsitz maßge-
bend, an dem sich die Familie vorwiegend aufhält.

Besteuerung des Arbeitslohns bei geringfügiger
Beschäftigung
Der Arbeitslohn aus einer geringfügigen Beschäftigung
von bis zu 400 Euro monatlich (Mini-Job bzw. haushalts-
naher Mini-Job) unterliegt ausnahmslos dem Lohn-
steuerabzug, entweder pauschal oder nach den Merkmalen
der Lohnsteuerkarte. Bei der Pauschalversteuerung müs-
sen Sie Ihrem Arbeitgeber keine Lohnsteuerkarte vorle-
gen. Wegen der abgeltenden Wirkung bleibt der pauschal
versteuerte Arbeitslohn aus der geringfügigen
Beschäftigung bei der Einkommensteuerveranlagung
außer Ansatz. Wird von der Pauschalversteuerung kein
Gebrauch gemacht, muss der Arbeitgeber sich vom
Arbeitnehmer eine Lohnsteuerkarte vorlegen lassen und
die einzubehaltenden Steuerabzugsbeträge (Lohnsteuer,
Solidaritätszuschlag und etwaige Kirchensteuer) anhand
der hierauf eingetragenen Merkmale ermitteln. Nähere
Auskünfte zur steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Behandlung von geringfügigen Beschäftigungen erhalten
Sie in der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales
herausgegebenen Broschüre „Geringfügige Beschäftigung
und Beschäftigung in der Gleitzone“ sowie im Internet
unter:
http://www.bmas.bund.de und
http://www.minijob-zentrale.de.

Kinder auf der Lohnsteuerkarte
Im laufenden Jahr wird nur Kindergeld gezahlt.
Kinderfreibeträge sowie der Freibetrag für Betreuungs-
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf sind bei der
Berechnung der Lohnsteuer grundsätzlich nicht berück-
sichtigt. Die Kinderfreibeträge wirken sich jedoch auf die
Höhe des Solidaritätszuschlags und der Kirchensteuer aus.
Damit der Arbeitgeber diese Abzugsbeträge richtig
berechnen kann, wird auf der Lohnsteuerkarte die Zahl der
Kinderfreibeträge bescheinigt.

Kinder unter 18 Jahren
Im Inland ansässige Kinder, die am 1. Januar 2008 das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (Kinder, die
nach dem 1. Januar 1990 geboren sind), werden grund-
sätzlich von der Gemeinde auf der Lohnsteuerkarte
berücksichtigt. Beantragen Sie die Berücksichtigung eines
im Inland ansässigen Kindes unter 18 Jahren, das nicht bei
Ihnen mit Wohnung gemeldet ist, müssen Sie Ihrem
Antrag eine steuerliche Lebensbescheinigung für dieses
Kind beifügen. Die steuerliche Lebensbescheinigung for-
dern Sie bitte von der Gemeinde an, in der das Kind
gemeldet ist.

Kinder über 18 Jahre
Kinder, die am 1. Januar 2008 das 18. Lebensjahr vollen-
det haben (Kinder, die vor dem 2. Januar 1990 geboren
sind), werden nur auf Antrag unter bestimmten
Voraussetzungen durch das Finanzamt auf der
Lohnsteuerkarte eingetragen.

Kirchensteuer
Auf Ihrer Lohnsteuerkarte ist unter „Kirchensteuerabzug“
eine Abkürzung für Ihre Religionsgemeinschaft eingetra-
gen. Gehören Sie keiner Religionsgemeinschaft an, für die
Kirchensteuer von den Finanzämtern erhoben wird, so sind
zwei Striche „- -“ eingetragen. Neben Ihrer Religions-
gemeinschaft wird eine Abkürzung für die
Religionsgemeinschaft Ihres Ehegatten nur dann eingetra-
gen, wenn dieser einer anderen erhebungsberechtigten
Religionsgemeinschaft angehört. Aus der Nichteintragung
des Kirchensteuermerkmals für Ihren Ehegatten kann
nicht geschlossen werden, dass dieser keiner
Religionsgemeinschaft angehört.

Wo verbleibt die Lohnsteuerkarte, wenn das Jahr 2008

abgelaufen ist?
Arbeitgeber mit maschineller Lohnabrechnung sind ver-
pflichtet, bestimmte Eintragungen aus dem Lohnkonto
durch Datenfernübertragung an die Finanzverwaltung
elektronisch zu übermitteln (elektronische Lohnsteuer-
bescheinigung). Damit Sie wissen, welche Beträge an Ihr
Finanzamt übermittelt wurden, erhalten Sie einen
Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung
mit Angabe Ihres lohnsteuerlichen Ordnungsmerkmals der
sogenannten eTIN. Die Lohnsteuerkarte des abgelaufenen
Jahres erhalten Sie in diesen Fällen nicht zurück. Sie wird
Ihnen nur dann ausgehändigt, wenn sie bereits eine
Lohnsteuerbescheinigung eines früheren Arbeitgebers ent-
hält und Sie die Aushändigung verlangen, weil Sie die
Lohnsteuerkarte für die Einkommensteuererklärung
(Antragsveranlagung oder Pflichtveranlagung) benötigen.
Nach Ablauf des Kalenderjahres hat der Arbeitgeber die
Lohnsteuerkarten, die keine „manuellen“ Lohnsteuer-
bescheinigungen bzw. Aufkleber des früheren
Arbeitgebers enthalten, unter Einhaltung der
Aufbewahrungsfristen, zu vernichten. 

Wenn sich die abgelaufene Lohnsteuerkarte bereits in
Ihrem Besitz befindet, z. B. weil Sie am Ende des
Kalenderjahres nicht in einem Dienstverhältnis standen, so
senden Sie die Lohnsteuerkarte - falls sie nicht ohnehin
Ihrer Einkommensteuererklärung beizufügen ist - bis zum
31. Dezember 2009 dem Finanzamt zu. 

Antragsveranlagung
Haben Sie zuviel Lohnsteuer gezahlt, weil Sie z. B. nicht
das ganze Jahr in einem Dienstverhältnis gestanden haben
oder weil Sie Aufwendungen hatten, die Sie im
Ermäßigungsverfahren nicht vorab geltend machen konn-
ten, dann beantragen Sie für das abgelaufene Jahr 2008 bei
Ihrem Finanzamt die Veranlagung zur Einkommensteuer
durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung. Die
Einkommensteuererklärungsvordrucke mit einer ausführ-
lichen Anleitung sind nach Ablauf des Jahres im Internet
unter http://www.finanzamt.brandenburg.de abrufbar. Sie
liegen zudem im Finanzamt zur Abholung bereit. Sie kön-
nen Ihre Erklärung aber auch elektronisch abgeben. Die
dafür erforderliche Software stellt Ihnen Ihr Finanzamt
gerne auf CD-ROM zur Verfügung. Im Übrigen wird die
Software auch unter http://www.elsterformular.de zum
Download bereitgestellt. Achten Sie bitte darauf, dass der
Antrag für die Einkommensteuerveranlagung 2008 nur bis
zum 31. Dezember 2010 gestellt werden kann. Die Frist
kann nicht verlängert werden. 

Pflichtveranlagung
In bestimmten Fällen sind Arbeitnehmer auch verpflichtet,
eine Einkommensteuerklärung abzugeben. Hier gilt eine
Abgabefrist bis zum 31. Mai 2009, die allerdings verlän-
gert werden kann. Hier nun einige Beispiele für die Pflicht
zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung:

- Sie oder Ihr Ehegatte haben steuerfreie, aber dem
Progressionsvorbehalt unterliegende Lohnersatz-
leistungen (z. B. Arbeitslosengeld, Krankengeld),
Aufstockungsbeträge bei Altersteilzeit oder ausländi-
sche Einkünfte von mehr als 410 Euro erhalten; 

- das Finanzamt hat Ihnen auf der Lohnsteuerkarte
einen Freibetrag  eingetragen; das gilt nicht, wenn
lediglich der Pauschbetrag für behinderte Menschen,
der Pauschbetrag für Hinterbliebene, der Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende in Sonderfällen (verwit-
wete Alleinerziehende mit Steuerklasse III) eingetra-
gen oder die Kinderfreibetragszahl geändert worden
ist;  

- Ihnen und Ihrem Ehegatten hat die Gemeinde
Lohnsteuerkarten mit der Steuerklassenkombination
III/V ausgestellt;

- Sie oder Ihr Ehegatte haben Arbeitslohn bezogen, der
nach der Steuerklasse VI besteuert wurde.

FORTSETZUNG AUF SEITE 16
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Noch Fragen?
Sollten Sie noch Fragen haben, wird Ihnen das Finanzamt
und - soweit zuständig - Ihre Gemeinde weitere Auskünfte
erteilen. Arbeitgeber oder Ihre Berufsvertretung werden
Ihnen in Lohnsteuerfragen behilflich sein können.
Außerdem können Sie sich von den zur Hilfe in
Steuersachen gesetzlich zugelassenen Personen oder
Vereinigungen beraten lassen. 

Sprechzeiten der Finanzämter: 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 08:00 – 15:00 Uhr
Dienstag 08:00 – 17:00 Uhr
Freitag 08:00 – 13:30 Uhr

Öffnungszeiten des Fachbereiches Bürgerservice
Stadtbüro-City, Karl-Marx-Straße 67
Montag 08:30 – 15:00 Uhr
Dienstag und Donnerstag 08:30 – 18:00 Uhr
Mittwoch und Freitag 08:30 – 13:00 Uhr
Samstag (nur Stadtbüro-City) 09:00 – 12:00 Uhr
Stadtbüro-Nord, Gewerbeweg 3
Montag und Freitag 08:30 – 12:00 Uhr
Dienstag und Donnerstag 08:30 – 18:00 Uhr

Was bietet der
Heimatkalender 2008?

Auf 112 Seiten hat der „Cottbuser Heimatkalender 2008“
viele lesenswerte Beiträge von bekannten und neuen
Autoren versammelt, einige vor allem rund um den
100. Geburtstag des Cottbuser Theaters. Die Titel-
zeichnung des Karikaturisten Manfred Schemmel zeigt es
schon: Damals, 1908, wurden die Panther und Putten auf
die Theatersimse gezogen ...
Wie seit Langem hat der Leiter der Städtischen
Sammlungen, Steffen Krestin, wichtige und bemerkens-
werte Ereignisse, wie immer in 25-Jahres-Schritte unter-
teilt, zusammengetragen: im Januar vor 575 Jahren ist
nachweislich Cottbuser Bier nach Görlitz geliefert wor-
den, und vor 525 Jahren wurde erstmalig der Krebsheller
geprägt mit dem Schalentier als Münzzeichen. Vor 450
Jahren erließ Markgraf Johann von Küstrin eine
Verordnung in Ehesachen an die Ratsherren und den
Superintendenten von Cottbus: “Heimliche Gelöbnisse
sollen nicht geduldet, Ehescheidungen verhütet,
Trauungen außerhalb des Kirchspiels nicht gestattet und
Bigamie bestraft werden“. Also muss es damals wohl all
dies gegeben haben!

Dora Liersch und Heinz Petzold sind seit zwei
Jahrzehnten als Autoren dem Heimatkalender verbun-
den.

Die Vorsitzende des Historischen Heimatvereins Cottbus,
Dora Liersch, hat in einem gründlich recherchierten
Beitrag die Geschichte des Theateraufbaus rekonstruiert
und dabei herausgestellt, das die beteiligten Betriebe und
Handwerker überwiegend aus Cottbus und der Region
kamen.

Wenn die meisten Cottbuser meinen, das nur der
Jugendstil den Theaterbau prägt, so ist einer
Zusammenstellung wichtiger bau- und kunsthistorischer
Quellen zu entnehmen: hier treffen Barock, Zopfstil,
Klassizismus, Kubismus und Jugendstil aufeinander!
Hartmut Schatte hat den vielseitigen Sänger und
Schauspieler Hans-Joachim Schröpfer porträtiert, und
Heinz Petzold beschreibt einen Teil seiner Kindheit, die er
rund ums Theater erlebte. Als vor 70 Jahren die Synagoge
in der Jahrstraße brannte, glaubten viele Cottbus nicht,
dass dieser Untat der Mord an Millionen jüdischer Bürger
folgen sollte. Stolpersteine erinnern an einige der
Cottbuser Opfer, wird im Kalender beschrieben.
Größere Beiträge sind der Geschichte der Cottbuser
Singakademie (Sebastian Zachow-Vierrath), der Biografie
der Violinsolistin Antje Weithaas (Manfred Schemel) und
der Deutschen Chopingesellschaft gewidmet, die in
Cottbus ihren Sitz hat (Bernd Weinreich). Einen interes-
santen Überblick über die Cottbuser Bauten zwischen
Kriegsende und Wiedervereinigung vermittelt ein Artikel
des Architekten Eberhard Kühn mit der Forderung:
Historisch Wertvolles ist zu erhalten, Neues ist sinnvoll zu
gestalten. Prof. Jürgen Udolph geht der alten Frage nach,
woher der Name Cottbus kommt und welche Verbreitung
die Ortsnamen Cottbus/Kottbus und Kottwitz in
Deutschland haben. 
Weitere Beiträge sind den Biografien des Pfarrers Oskar
Pank aus Dissen (Helmut Küchner) und des Arztes Dr.
Steinhäuser (Cornelia Wierick) gewidmet. Harald
Großstück schreibt über die Heizungssorgen nach dem 2.
Weltkrieg, als sich die Cottbuser aus der Grube „Franz“
bei Klein Kölzig mit Rohbraunkohle versorgten.
Die spannende Geschichte der Bergung des
Mammutbaumstubbens aus dem Tagebau Klettwitz hat
Rolf Striegler aufgeschrieben, und der frühere Stadtförster
Manfred Rescher stellt den Schnurbaum und seine
Cottbuser Standorte vor.

Maren Mukrasch und Heimatkalenderredakteur
Christian Friedrich mit dem druckfrischen Jahrbuch

Christian Friedrich und Volkmar Herold recherchierten die
Geschichte der Dampfmaschine, mit der Pückler den
Branitzer Park bewässern wollte.
Beiträge über die Renovierung der Klosterkirche vor 100
Jahren (Christian Lehm), die Philatelisten des RAW
Cottbus (Eberhard Fischer, Peter Wrüske) und die
Blechbläser, die die Krankenhauspatienten jährlich erfreu-
en (Wolfgang Handreg) vervollständigen den
Jahresweiser.
Natürlich fehlen nicht die Rätselfragen zu Cottbuser
Krebsen, die Statistik der häufigsten Cottbuser Vornamen
und die Rezensionen und Bibliografien zu Büchern und
Broschüren, die das Thema Cottbus zum Inhalt haben oder
streifen. Und ein paar Sprüche, Anekdoten und Gedichte
sind allemal dabei....
Wie seit Jahren wird der Jahresweiser von der
Stadtverwaltung und vom Historischen Heimatverein
Cottbus herausgegeben. Wiederum haben zahlreiche
Unternehmen der Region den Druck des Kalenders
ermöglicht, der zu 5 Euro in allen Cottbuser
Buchhandlungen sowie bei CottbusService und im
Stadtmuseum erhältlich ist. Hans-Hermann Krönert

„Wie kommt der Strom 
ins Haus”

Am 23.10.2007 konnten 21 Schülerinnen und Schüler der
Klasse 5a der 21. Grundschule im Rahmen ihres
Unterrichtfaches WAT (Wirtschaft, Arbeit, Technik) die
Möglichkeit nutzen, etwas zum Thema Strom bei enviaM
und envia SERVICE zu erfahren. Besondere Erlebnisse
waren hier der Besuch eines Umspannwerkes in Cottbus
und der Malwettbewerb zum Thema Strom.
Mittels anschaulicher Präsentation erhielten wir vorab
einen Einblick, wie Strom erzeugt wird und von dort
in unser Haus gelangt. Für unseren WAT- Hefter erhielten
wir hierzu eine farbliche Übersicht. Der theoretische Teil
wurde dann durch den Besuch des Umspannwerkes unter-
malt.
Für die Besichtigung erhielt jeder Schüler einen
Schutzhelm, welchen sie zum Andenken an diesen wun-
derschönen Tag mit nach Hause nehmen durften. Die
Funktion und Wartung des Umspannwerkes wurde auf-
schlussreich und interessant erklärt. 

Auch in die anspruchsvolle Arbeit eines envia Services-
Mitarbeiters erhielten wir einen kleinen Einblick. 
Den Abschluss bildete ein Malwettbewerb zum Thema
Strom, hier hatten die Schüler die Möglichkeit das Erlebte
und Erlernte in bildlicher Form darzustellen. Vier Schüler
konnten sich hier über Preise erfreuen. 
Da so ein aufregender Tag auch anstrengend sein kann,
wurden wir mit Speisen und Getränken versorgt.
Seit dem 01.06.2004 besteht zwischen der
Betriebsortsgruppe der IGBCE enviaM Cottbus und der
Klasse 5a der 21. Grundschule Cottbus ein
Patenschaftsvertrag. Jährlich wird in Zusammenarbeit
zwischen unserer Schule und der Betriebsortsgruppe
IGBCE enviaM ein Thementag gestaltet. So brachte sich
enviaM mehrfach in den Unterricht mit ein, z. B. besich-
tigten wir am Spremberger Stausee die Wasserturbine.
Unsere Paten nehmen regelmäßig an den Zeugnisausgaben
teil, prämieren Schüler für besondere Leistungen und
unterstützen uns bei Klassenfahrten und Projekttagen. 
Die Klasse 5a möchte sich auf diesem Wege recht herzlich
bei ihrer Patenbetriebsortsgruppe, enviaM und envia
SERVICE für die Unterstützung bedanken und freut sich
schon auf weitere spannende Projekttage.


